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Vorwort

Alle reden von der Zukunft - die Statistik kennt sie? Ja und nein. Natürlich ist die Statistik
eine der Wissenschaften, die gefragt ist, wenn es um die Vorhersage künftiger Entwick-
lungen und Strukturen in unserer Gesellschaft geht. Doch  eine statistische Prognose ist,
wie es der scheidende Oberbürgermeister dieser Stadt, Manfred Rommel, anläßlich der
Vorstellung der ersten Stuttgarter Einwohnerprognose so trefflich formulierte: "...keine
Prophezeiung, die den Anspruch erheben würde: So kommt es. Sie ist vielmehr eine Vor-
ausschätzung mit dem Charakter einer Modellrechnung für verschiedene von den An-
nahmen bestimmten Variablen." Und dennoch ist es wichtig solche Prognosen anzuferti-
gen, denn: "Dieses Mittel hilft darüber nachzudenken, welche Entwicklungen unmöglich,
unwahrscheinlich, möglich und wahrscheinlich sind und welche Folgerungen hieraus
gezogen werden sollten und auch können." (Manfred Rommel).

Die immer rascher ablaufenden Veränderungsprozesse in unserer Gesellschaft zwingen
den Prognostiker freilich in immer kürzeren Abständen die Vorausschätzungen zu "aktu-
alisieren". Deshalb ist beabsichtigt, in Abhängigkeit von den demografischen Rahmen-
bedingungen, alle drei bis vier Jahre eine neue Einwohnerprognose für Stuttgart zu
erstellen.

Während die Einwohnerprognose und die daraus abgeleitete Prognose der Wahlberech-
tigtenentwicklung bereits zum zweiten Mal vorgelegt wurden, hat das Statistische Amt
erstmals auch eine Vorausrechnung der Haushalte, eine Wohnungsbedarfsprognose und
eine Prognose der Erwerbspersonen erarbeitet. Die sowohl methodisch als auch daten-
technisch aufeinander abgestimmten Einzelprognosen ergänzen sich zu einer System-
prognose. Als erste deutsche Großstadt verfügen so politische Führung, Verwaltung und
Wirtschaft in Stuttgart über ein umfassendes mittelfristiges Szenario, das alle wichtigen
Aspekte der Daseinsvorsorge abzudecken vermag.

Mit dem vorliegenden Themenheft werden die Einzelbeiträge der verschiedenen Progno-
sen in der Zusammenschau dargestellt, ergänzt um einen methodischen Teil zum Progno-
semodell und der Dokumentation der Ergebnisse der Einwohnerprognose für die 23
Stuttgarter Stadtbezirke.

Stuttgart, im Oktober 1996

Dr. Klaus Lang
Erster Bürgermeister



Inhaltsverzeichnis   Seite

1. Zusammenfassung   9

2. Prognose der Einwohner in Stuttgart bis 2005 13

3. Prognose der Erwerbspersonen in Stuttgart bis 2005 25

4. Prognose der Haushalte in Stuttgart bis 2005 37

5. Prognose des Wohnungsbedarfs in Stuttgart bis 2005 47

6. Prognose der Einwohner in Stuttgart bis 2005 nach Stadtbezirken 59

7. Prognose der Wahlberechtigten in Stuttgart bis 2005 nach Wahlkreisen 67

Anhang 79

Das Einwohnerprognosemodell SIKURS 81

Tabellen 89





Landeshauptstadt Stuttgart   Statistisches Amt                                    Statistik und Informationsmanagement   Themenhefte
1996/4

9

1. Zusammenfassung

I. Einwohnerprognose

1. Eine nicht vorhersehbare Trendwende der Einwohnerentwicklung kurz nach Veröf-
fentlichung der Prognose von 1992 bedingt kurzfristig eine Neuauflage der Einwoh-
nerprognose. Danach wird Stuttgart im Jahr 2005 noch 537 000 Einwohner haben, 31
000 bzw. 5,4 Prozent weniger als Ende 1994.

2. Die Zahl der Ausländer steigt trotz Berücksichtigung der Staatsangehörigkeitswechsel
um 7,8 Prozent von 135 000 auf 141 000.

3. Das Durchschnittsalter der Stuttgarter steigt im Prognosezeitraum von 41,2 auf 41,8
Jahre; das der Deutschen sogar von 44,0 auf 45,0 Jahre. Folge der Veränderung der
Altersstruktur ist ein Steigen der Alterslastquote von 23 im Jahr 1995 auf 26 im Jahr
2005.

II. Wahlberechtigtenprognose

1. Die Projektion der Wahlberechtigten bis 2005 ergibt eine Zahl von 337 694 Personen,
35 000 oder 9 Prozent weniger als Ende 1994.

2. Die Einteilung Stuttgarts in zwei Bundestagswahlkreise dürfte dadurch nicht gefährdet
sein.

3. Der Fortbestand der vier Landtagswahlkreise in der Landeshauptstadt ist hingegen
nach der Jahrhundertwende gefährdet, insbesondere dann, wenn im Zuge einer Wahl-
rechtsänderung die Zahl der Wahlkreise im Land reduziert werden würde.

4. Die Altersstruktur der Wahlbevölkerung wird sich verschieben. Die Altersklassen der
25- bis 35jährigen und der 45- bis 60jährigen werden an Wahlberechtigten verlieren,
die der 35- bis 45jährigen und der 60- bis 70jährigen werden dafür an Bedeutung
gewinnen.

III. Erwerbspersonenprognose

1. Die Vorausrechnung der Erwerbspersonen bis 2005 ergibt eine Zahl von 287 000 Er-
werbspersonen, 23 400 oder 7,8 Prozent weniger als Ende 1994.

2. Durch den starken Rückgang der Zahl der Erwerbspersonen wird die Nachfrage nach
Arbeitsplätzen von Stuttgarter Bürgern sinken und eine spürbare Entlastung des loka-
len Arbeitsmarktes erreicht.

3. Der erwartete Rückgang der Zahl der Erwerbspersonen betrifft Männer stärker als
Frauen. Dadurch verbessert sich das relative Gewicht der weiblichen Erwerbspersonen.
Im Ausgangsjahr der Prognose standen 100 erwerbstätigen Männern rund 80 Frauen
gegenüber, im Jahr 2005 werden es bereits 89 sein.

4. Im Prognosezeitraum nimmt die Zahl der jüngeren Erwerbspersonen (bis 45 Jahre)
stärker ab (- 16 000). Dadurch nimmt das relative Gewicht der älteren zu.
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5. Die Belastung der Erwerbspersonen durch Nichterwerbspersonen ab 65 Jahren steigt
beschleunigt an, wie der Alterslastquotient zeigt. Dieser erhöht sich im Prognosezeit-
raum (10 Jahre) um 4 Prozentpunkte, in den 25 Jahren davor um 5 Prozentpunkte.

IV. Haushaltsprognose

1. Die Vorausschätzung der Haushalte bis 2005 ergibt eine Zahl von 276 000 Haushal-
ten, 15 800 oder 5,4 Prozent weniger als Ende 1994.

2. Die fallenden Einwohnerzahlen führen - im Gegensatz zu früheren Beobachtungen -
synchron zu sinkenden Haushaltszahlen, weil für fortgesetzte Verkleinerungen der
Haushalte kein Spielraum mehr gegeben ist.

3. Der Anteil der Ein-Personenhaushalte bleibt mit einem Anteil von ca. 47 Prozent stabil,
die durchschnittliche Haushaltsgröße erreicht nicht mehr 2 Personen (1,94) und durch-
schreitet im Prognosezeitraum ihr Minimum (1,93).

4. Bei den Ein-Personenhaushalten, einer sozialpolitisch relevanten Zielgröße, nimmt der
Anteil der älteren und alten Menschen (über 45 Jahren) um 6,1 Prozentpunkte auf
54,4 Prozent zu.

5. Der Rückgang der Anzahl der Haushalte sowie die Verkleinerungs- und Alterungs-
tendenzen betreffen vor allem die kaufkräftige, regionale Nachfrage nach kurz- und
langlebigen Verbrauchsgütern.

V. Wohnungsbedarfsprognose

1. Das aktuelle Wohnungsdefizit bzw. der Wohnungsfehlbestand zum Jahresende 1994
beläuft sich auf 20 500 Wohnungen. Darin enthalten ist eine Fluktuationsreserve von
8 500 Wohnungen, die für das Funktionieren des Marktes unverzichtbar ist (z.B. auf-
grund von Umzügen, Renovierungen etc.).

2. Der Wohnungsersatzbedarf beträgt 5 500 Wohnungen bis 2005, da jährlich 500
Wohnungsabgänge ersetzt werden müssen, um den Wohnungsbestand konstant zu
halten.

3. Aufgrund der in den nächsten Jahren stark rückläufigen Haushaltszahlen ergibt sich
für Stuttgart ein starker Wohnungsnachfragerückgang von 16 000 Wohnungen bis
zum Jahr 2005.

4. Der gesamte Wohnungsbedarf verringert sich ohne Berücksichtigung der Bautätigkeit
von 20 500 Wohnungen (aktuelles Wohnungsdefizit) auf 10 000 Wohnungen          (-
10 500 Wohnungen) zum Ende des Jahres 2005.

5. Bei einer zu erwartenden Bautätigkeit in Höhe von 2 000 Wohnungen im Jahr 1995
und danach mit jährlich 1 500 fertiggestellten Wohnungen ist der Wohnungsmarkt
voraussichtlich im Jahr 2000 "ausgeglichen", d.h. auch unter Einbezug der Fluktuati-
onsreserve ist der mengenmäßige Wohnungsbedarf gedeckt. Wird nach dem Jahr
2000 im gleichen Umfang weitergebaut, ergibt sich bis zum Ende des Jahres 2005 ein
Überschuß von ca. 7 000 Wohnungen. Der Wohnungsmarkt in Stuttgart steht derzeit
am Beginn eines Umbruches.
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2. Prognose der Einwohner in Stuttgart bis 2005

Utz Lindemann

In seinem Vorwort zur Einwohnerprognose von 19921) hat Oberbürgermeister Rommel
ausgeführt: "In einem Jahr werden wir wissen, wie sich die Verhältnisse 1992, eventuell
ganz anders, entwickelt haben. Das heißt, die Dynamik im Wanderungsverhalten gebie-
tet ohnehin alljährlich zu prognostizieren".

Eine jährliche Einwohnerprognose wäre für das Statistische Amt mit seinen vielfältigen
Aufgaben eine Kraftanstrengung, würde aber auch die Nutzer der Prognose überfordern.
Deshalb ist man übereingekommen, in Stuttgart etwa alle 3 bis 5 Jahre - spätestens aber
dann, wenn sich die Entwicklung deutlich verändert hat - eine neue Einwohnerprognose
zu erarbeiten. Dieser Bedarf ist jetzt gegeben.

In Anbetracht hoher Wanderungsverluste Neuauflage der Einwohnerprognose nötig

Am Jahresende 1994 hatte Stuttgart noch 568 000 Einwohner, 10 407 weniger als Ende
1991. Nach 5 Jahren mit steigenden Einwohnerzahlen (1987 bis 1991) scheint die aktu-
elle Entwicklung wieder an den Trend anzuknüpfen, der bis 1985 zu beobachten gewe-
sen ist. In den Jahren 1971 bis 1984 war die Wanderungsbilanz ebenfalls negativ. 1993
und 1994 sind wieder ähnlich hohe Verluste wie zu Beginn der 80er Jahre registriert
worden, die die 1985 veröffentlichte Prognose geprägt haben, in der bis zur Jahrhun-
dertwende 493 000 Einwohner errechnet worden waren. Eine ähnlich stark rückläufige
Einwohnerentwicklung zeichnet sich aufgrund des jüngsten Wanderungsgeschehens ab.
Das laufende Jahr bestätigt mit hohen Verlusten im ersten Quartal den aktuellen Trend.
Die 1992 vorgelegte Prognose für den Zeitraum 1992 bis 2006 ist überholt, da sie auf-
grund der Entwicklung bis 1991 von steigenden Einwohnerzahlen bis zur Jahrhundert-
wende ausgeht.

Wanderungsverflechtungen mit dem Ausland schwer prognostizierbar

Vor allem die die Prognose beeinflussenden Wanderungen unterliegen einer Dynamik,
die Prognostiker nur schwer vorhersehen können. Ein großer Unsicherheitsfaktor sind die
politisch motivierten Wanderungen über die Landesgrenzen (Aussiedler, Kriegsflüchtlin-
ge, Asylbewerber). So hatte Stuttgart 1992 einen Wanderungsüberschuß aus dem Aus-
land von 10 000 Personen, 1994 dagegen einen Verlust von 1 000 Personen. Dieser
Verlust beruht auf deutlich gesunkenen Zuzugszahlen infolge der neuen Asylgesetzge-
bung.

Verlustbringend, aber einschätzbar sind dagegen die überwiegend wohnungsorientier-
ten Wanderungsverflechtungen mit den Gemeinden der Region Stuttgart. Die Landes-
hauptstadt gibt per Saldo seit Jahren 3 000 bis 5 000 Personen an das Umland ab. Diese
Personen sind für die Kernstadt zwar als Einwohner "verloren", nicht immer aber als Ar-
beitgeber oder Arbeitnehmer oder Nachfrager nach Infrastruktur, Dienstleistungen und
Waren. In Zeiten guter Konjunktur kann der Einwohnerverlust an das Umland durch Zu-
wanderung aus dem übrigen Inland ganz oder teilweise ausgeglichen werden. In den
90er Jahren sind diese Wanderungsgewinne bisher ausgeblieben.

1) Statistischer Informationsdienst, Sonderheft 3/1992.
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Prognoseversion

Für die Einwohnerprognose 1995 bis 2005 wird wieder das bewährte SIKURS-Modell
eingesetzt. Gerechnet wird in der Version, die auch 1992 zum Einsatz gekommen ist,
aber um die neu hinzugekommene Möglichkeit angereichert, den Wechsel der Staatsan-
gehörigkeit einzubeziehen. Das Prognosemodell, die Eingabedateien und die Typisierung
des Stadtgebiets sind auf den Seiten 79 bis 84 beschrieben.

Eingabedaten, Annahmen, Rahmenbedingungen

Seit der Prognose von 1992 haben sich die Rahmenbedingungen radikal verändert und
entsprechen eher wieder denen der Prognose von 1985. Die politisch motivierten Wan-
derungsverflechtungen mit dem Ausland zeigen eine negative Bilanz. Im Inland sind die
Wanderungsgewinne aus den neuen Ländern und den nördlichen Bundesländern
schneller  ausgeblieben als 1992 vermutet wurde.

Die Basis der Berechnungen bildet der Stuttgarter Einwohnerbestand vom 31.12.1994
(= 01.01.1995) gegliedert nach 100 Altersjahren, für Deutsche, Ausländer, Männer und
Frauen. Alle für die Berechnungen notwendigen Verhaltensparameter wie Geburtenraten
oder Wegzugsraten werden in der gleichen Struktur vorgegeben.

Natürliche Einwohnerentwicklung

Den Berechnungen der natürlichen Einwohnerprognose werden die in Stuttgart beo-
bachteten Verhältnisse zugrunde gelegt. Zur Ermittlung der altersspezifischen Geburten-
raten werden die Ereignisse in den Jahren 1990, 1992 und 1994 herangezogen, die nach
Staatsangehörigkeit getrennt auf den jeweiligen Einwohnerbestand bezogen werden.
Die altersspezifischen Sterberaten werden analog zu den Geburtenraten ermittelt. Für
Ausländer werden die gleichen Sterberaten wie für Deutsche verwendet, da die Zahl der
Sterbefälle der Ausländer in Stuttgart wegen der  schwachen Besetzung in hohen Alters-
jahren zu gering ist.

Geburtenrate bei Deutschen konstant, bei Ausländern sinkend

Die Stuttgarter Geburtenraten der Deutschen sind in den letzten Jahren erstaunlich kon-
stant. Nach leichtem Rückgang bis Mitte der 80er Jahre und einem geringen Anstieg ge-
gen Ende der 80er Jahre, liegen die Raten heute im Durchschnitt der letzten 15 Jahre, so
daß dieses Verhalten mit gutem Recht auch für die nächsten 15 Jahre angenommen wer-
den kann. Der Anstieg der Zahl der Kinder der letzten Jahre ist deshalb auch nicht auf
eine geänderte Einstellung zum Kind, sondern auf die höhere Zahl von Frauen im gebär-
fähigen Alter zurückzuführen, was an der Alterspyramide deutlich abzulesen ist.

Die Geburtenrate der Ausländer ist in den letzten Jahren wieder leicht gesunken, nach-
dem sie von 1985 bis 1989 überraschend gestiegen war. Dazu ist anzumerken, daß aus-
ländische Einwohner keine homogenen Gruppen bilden. Neben Unterschieden in der
sozialen Stellung beeinflussen unterschiedliche ethnische Zusammensetzungen das Ver-
halten. Je nachdem welche Gruppe die Altersstufe der höchsten Fruchtbarkeit dominiert,
ergeben sich deutliche Schwankungen der Geburtenraten.
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Wanderungen

Die prognosewirksamen Wegzüge werden aus Stuttgarter Wegzügen der Jahre 1982 bis
1994 ermittelt, wobei nur jedes gerade Jahr in die Berechnungen eingeht. Dieser lange
Zeitraum wurde gewählt, um die untypischen Ergebnisse Ende der 80er und Anfang der
90er Jahre nicht zu stark in die Prognose einfließen zu lassen (Grenzöffnung nach Osten,
Krieg im ehemaligen Jugoslawien, Asylbewerber).

Die Wanderungen werden bei der eingesetzten Prognoseversion getrennt nach Quell-
und Zielgebieten im Inland und im Ausland berechnet. Dies verbessert vor allem die
prognostizierte Altersstruktur der zuziehenden Personen, die sich zwischen Zuzügen aus
dem Inland und dem Ausland deutlich unterscheidet, sich auch anders entwickelt und so
getrennt vorgegeben werden kann.

Die Altersstruktur der Zuzüge wird aus dem Durchschnitt der Zuzüge nach Stuttgart der
letzten drei Jahre gewonnen. Zusammen mit dem für jedes Prognosejahr vorzugebenden
Zuzugsvolumen werden daraus die Zuzüge nach Altersjahren, für Deutsche, Ausländer
und Geschlecht berechnet. Die berechnete Zuzugsstruktur wird für die ersten drei Prog-
nosejahre konstant gehalten und dann entsprechend der angenommenen Veränderun-
gen der Altersstruktur im Herkunftsgebiet der inländischen Zuwanderer modifiziert, um
auf diese Weise eine Verfälschung der Altersstruktur in Stuttgart im Prognosezeitraum zu
vermeiden. Die Altersstruktur der aus dem Ausland zuziehenden Personen wird dagegen
im gesamten Prognosezeitraum konstant gehalten. Die gerechneten Prognosevarianten
unterscheiden sich ausschließlich durch die Höhe und die Entwicklung des Zuzugsvolu-
mens im Prognosezeitraum.

Staatsangehörigkeitswechsel wird berücksichtigt

Als neuer Prognosebaustein wird erstmals 1995 der Staatsangehörigkeitswechsel einge-
setzt. Er war nötig geworden, da in den letzten Jahren ca. 1 500 Ausländer pro Jahr die
deutsche Staatsangehörigkeit angenommen haben und dieser Vorgang bei einer Prog-
nose, die Ergebnisse getrennt nach Deutschen und Ausländern ausgibt, unbedingt be-
rücksichtigt werden muß. In Stuttgart verschiebt sich dadurch die Relation im Progno-
sezeitraum um etwa 20 000 Personen zugunsten der deutschen Staatsangehörigen. Die
Wahrscheinlichkeit des Staatsangehörigkeitswechsels wird entsprechend der Verwal-
tungspraxis, die sich in den letzten drei Jahren herausgebildet hat, als Rate nach Al-
tersjahren und Geschlecht vorgegeben.

Prognosevarianten

Variante A - natürliche Einwohnerentwicklung - zeigt Entwicklung des Eigenpotentials

Bei der Berechnungsvariante A werden die Wanderungen völlig ausgeschlossen, so daß
nur die Komponenten Geburten und Sterbefälle die Ausgangsbevölkerung verändern.
Dieser Ansatz ist bei einer kleinen Gebietseinheit wie Stuttgart zwar unrealistisch, als Re-
chenvariante aber insofern interessant, als er das Eigenpotential der Stadt aufzeigt.
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Bei dieser Variante sinkt die Einwohnerzahl der Landeshauptstadt auf 563 600 Personen
am Ende des Jahrhunderts, und unterschreitet Ende 2005 die Marke von 550 000. Nach
11 Prognosejahren hätte Stuttgart 18 000 Personen bzw. 3 Prozent seiner derzeitigen
Einwohner verloren. Wie alle Großstädte kann auch Stuttgart aus eigener Kraft die Ein-
wohnerzahl nicht halten. Dies ist eine Entwicklung, die spätestens seit Mitte der 70er
Jahre für jedermann in den Veröffentlichungen der Statistiker nachzulesen war. Ursache
ist vor allem der deutliche Rückgang der Zahl der Kinder. Der "Geburtenertrag" des
deutschen Bevölkerungsteils liegt heute statistisch gesehen bei 1,1 Kindern je Frau; zum
Bestandserhalt wären mindestens zwei Kinder nötig. Selbst die ausländische Bevölke-
rung, der immer noch viele Kinder nachgesagt werden, kann mit durchschnittlich 1,4
Kindern je Frau ihren Bestand nicht reproduzieren.

Im Prognosezeitraum wachsen die geburtenstarken Jahrgänge der 60er Jahre, die derzeit
für einen geringen Anstieg der Zahl der Kinder gesorgt haben, aus dem Alter des höch-
sten Geburtenaufkommens heraus und werden zunehmend von geburtenschwachen
Jahrgängen ersetzt. Die Folge ist ein weiteres Absinken der Zahl der Kinder, das in seinem
vollen Ausmaß erst nach dem Zieljahr dieser Prognose abzulesen sein wird. Wenn Stutt-
gart seine Einwohnerzahl halten wollte, müßten pro Prognosejahr 2 400 Kinder mehr
geboren werden, die Zahl der Neugeborenen müßte also von heute 6 000 um 40 Prozent
auf 8 400 steigen. Anzeichen dafür sind für den Statistiker nicht zu erkennen.

Die Varianten B, C, D enthalten die Annahmen der Variante A verbunden mit einem
Wanderungsansatz, bei dem die Wegzüge gemäß den ermittelten Wegzugsraten aus
dem Einwohnerbestand des jeweiligen Prognosejahres errechnet werden. Die einzelnen
Varianten unterscheiden sich durch die unterschiedlichen Vorgaben des Zuzugsvolumens
wie folgt:
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Variante B setzt auf abnehmende Wanderungsverluste

Bei der Variante B wird das Zuzugsvolumen so vorgegeben, daß sich im ersten Progno-
sejahr ein Negativsaldo von 8 000 Personen ergibt, in den Jahren 1996 bis 1998 sinkt der
Wanderungsverlust auf 6 000 und in den Jahren 1999 bis 2001 auf 3 000 Personen. In
den darauffolgenden Jahren wird von einer ausgeglichenen Wanderungsbilanz ausge-
gangen.

Bei diesem Ansatz sinkt die Einwohnerzahl im Prognosezeitraum um 43 600 Personen
oder 7,7 Prozent auf 524 400.

Variante C setzt auf Umkehr in Wanderungsgewinne

Die Variante C geht bis zur Jahrhundertwende von den gleichen Annahmen wie Variante
B aus. Ab dem Jahr 2001 wird dagegen ein Wanderungsgewinn von 2 000 Personen pro
Jahr aus dem Ausland angenommen.
Infolge der ab dem siebten Prognosejahr erwarteten Wanderungsgewinne sinkt die Ein-
wohnerzahl geringer als in Variante B, und zwar nur noch um 29 500 Personen oder 5,4
Prozent auf 537 000.

Variante D bleibt pessimistisch

Die Variante D schreibt den durchschnittlichen Wanderungsverlust der vergangenen drei
Jahre fort. Unter diesen Bedingungen würde Stuttgart im Prognosezeitraum 120 000 Ein-
wohner verlieren. Der hohe anhaltende Wanderungsverlust beeinflußt zusätzlich das Ge-
burtenaufkommen negativ, da 20- bis 30jährige die mobilste Bevölkerungsgruppe dar-
stellen.

Vieles spricht für Variante C

Von den Varianten mit Wanderungsansatz ist die Variante C mit der Annahme, daß sich
das Wanderungsverhalten zyklisch entwickeln wird, am wahrscheinlichsten. Der hohe
Wanderungsverlust der letzten Jahre wird sich mit großer Wahrscheinlichkeit etwas ab-
schwächen, aber noch einige Jahre anhalten. In der Vergangenheit konnten nennenswer-
te Wanderungsgewinne, bis auf die Ausnahmejahre nach Öffnung der Ostgrenzen, nur
vom Ausland realisiert werden. Daran wird sich auch in der Zukunft nichts ändern. Vor-
ausgesetzt, die politischen Rahmenbedingungen ändern sich nicht und das Asylrecht
erfährt keine Änderung, so ist auch aus dem Ausland kein Wanderungsgewinn zu erwar-
ten. Im Gegenteil, ein Teil der rund 17 000 Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien,
die Anfang der 90er Jahre für hohe Wanderungsgewinne gesorgt haben, und die hier
wohl vorwiegend bei Verwandten unterkommen konnten, wird trotz unsicherer Lage
zurückkehren oder in andere Gebiete abwandern. Unterstellt man, daß die wirtschaftli-
che Entwicklung in der Region Stuttgart wieder Tritt faßt, so kann die Landeshauptstadt
mittelfristig durch ihr Arbeitsplatzangebot wieder für neue Zuwanderer attraktiv werden
und ab der Jahrhundertwende moderate Einwohnergewinne erzielen.
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Die Einwohnerentwicklung 1995 bis 2005 gemäß Variante C

2005 noch 537000 Einwohner - Rückläufige Einwohnerentwicklung unabwendbar?

Während bei der letzten Prognose das beherrschende Thema der Bevölkerungsdruck aus
dem Ausland war, läßt die Entwicklung der letzten Jahre, die Rückschau auf die Ent-
wicklung vor 1987, und die natürliche Bevölkerungsentwicklung in Deutschland keine
andere Alternative zu, als sinkende Einwohnerzahlen für Stuttgart anzunehmen.

Stuttgart steht damit nicht allein. Vergleichbare Großstädte mit starkem Umland, wie
Hannover, Frankfurt am Main oder Nürnberg, müssen ebenfalls Einwohnerverluste hin-
nehmen. Prognosen, die die jüngste Entwicklung berücksichtigen, liegen allerdings noch
von keiner dieser Städte vor. Auch die aktuelle Prognose des Statistischen Landesamtes,
die noch von steigenden Bevölkerungszahlen im Land und auch in der Region Stuttgart
ausgeht, ist durch die jüngste Entwicklung überholt. Diese Prognose ist in die "Achte
koordinierte Prognose der Bundesrepublik Deutschland" eingebunden, die nur die Ent-
wicklung bis 1991 berücksichtigen konnte. Diese Prognose ist deshalb eher mit der
Stuttgarter Prognose von 1992 vergleichbar.

Tabelle 2 zeigt die Einwohnerentwicklung nach Deutschen, Ausländern und Geschlecht
im Prognosezeitraum. Nach starkem Rückgang bis zur Jahrhundertwende auf 538 500
Einwohner (- 29 500 = - 5,4 %), verlangsamt sich der Einwohnerverlust nach der Jahr-
hundertwende. Ende 2005 wird Stuttgart noch 537 000 Einwohner haben, 31 000 bzw.
5,4 Prozent weniger als Ende 1994 und 47 000 bzw. 8 Prozent weniger als in der 92er
Prognose angenommen.

Trotz Berücksichtigung der Staatsangehörigkeitswechsel steigt die Zahl der ausländischen
Einwohner um 7,8 Prozent von 135 000 auf 141 000. Da die Zahl der Deutschen gleich-
zeitig von 433 000 auf 396 000 sinkt (- 37 000 = - 8,6 %), erhöht sich der Ausländeran-
teil von 23,8 auf 26,2 Prozent.
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Prognose der Altersstruktur

Den Altersaufbau der Stuttgarter Einwohner Ende 1994 und Ende 2005 zeigt die Alters-
pyramide auf Seite 20. Nach 11 Prognosejahren dominieren die älteren Jahrgänge noch
stärker als heute. Das Durchschnittsalter der Stuttgarter steigt im Prognosezeitraum von
41,2 auf 41,8 Jahre, das der Deutschen von 44,0 auf 45,0 Jahre. Deutlich sind die gebur-
tenstarken Jahrgänge der 60er Jahre erkennbar, die im Jahre 2005 ca. 40 Jahre alt sind
und mit Jahrgangswerten um 9 000 die stärksten Jahrgänge stellen.

Die Elterngeneration dieser Jahrgänge stellt im Alter von ca. 65 Jahren mit Jahrgangs-
werten um 7 000 die zweitstärkste Gruppe. Erst dann folgen - als kaum erkennbarer Se-
kundärberg der Jahrgänge um 1960 - die Kinder, die derzeit geboren werden mit Werten
um 6 000 Personen pro Jahrgang. Den Fuß der Pyramide bilden die Kinder der geburten-
schwachen Jahrgänge der nach 1975 Geborenen mit Jahrgangswerten um 4 500 Perso-
nen.

Tabelle 3 zeigt diese Entwicklung für ausgewählte Altersgruppen. Wie schon an der Py-
ramide zu erkennen ist, verringert sich die Zahl der Kinder besonders stark. Die Zahl der
Kleinkinder unter 3 Jahren sinkt um 15,2 Prozent von 16 550 auf 14 000. Nicht ganz so
stark (- 10,6 %) wird die Zahl der Kinder im Kindergartenalter sinken. Hier setzt die
stärkste Entlastung erst nach der Jahrhundertwende ein. In den Schulen ist dagegen vor-
erst keine Entlastung zu erwarten. Die Zahl der Grundschüler wird zunächst noch steigen
und erst am Ende des Prognosezeitraums leicht sinken. Die Zahl der Schüler im Alter von
10 bis unter 18 Jahren wird im gesamten Prognosezeitraum steigen: 10- bis unter
15jährige um 13 Prozent und 15- bis unter 18jährige um 18 Prozent. Hohen Verlust weist
auch die Altersgruppe der jüngeren Menschen im Alter von 18 bis unter 30 Jahren auf.
Ihre Zahl sinkt fast um ein Viertel von 102 000 auf 78 000. Dieser Rückgang wird eine
starke Entlastung der entsprechenden Ausbildungseinrichtungen mit sich bringen. Kräf-
tig steigen wird die Zahl der "jungen Alten", die 65- bis unter 75jährigen. Nach einer
Stagnation bis zur Jahrhundertwende wird ihre Zahl im Jahr 2005 um 11 Prozent höher
liegen als heute. Die Zahl der "alten Alten", die das 75. Lebensjahr erreicht haben, wird
bis zum Jahr 2005 dagegen leicht sinken.

Ein Vergleich der drei klassischen Altersgruppen - Kinder unter 15 Jahren, Personen im
erwerbsfähigen Alter von 15 bis unter 65 Jahren und Personen im Rentenalter - zeigt fol-
gende Entwicklung: Die Zahl der Kinder unter 15 Jahren wird um 7 500 (- 9,8 %) sinken.
Erwerbsfähige werden es 45 500 (- 11,4 %) weniger sein, während die Zahl der Personen
im Rentenalter um 17 500 (+ 18,9 %) steigen wird.

Die Gegenüberstellung der Anteilswerte der genannten Bevölkerungsgruppen an den
Einwohnern macht ebenfalls die Gewichtsverlagerung bei der Zusammensetzung nach
dem Alter deutlich, besonders wenn man noch die Struktur von 1970 zum Vergleich he-
ranzieht. Der Anteil der unter 15jährigen sinkt von 17,2 Prozent im Jahr 1970 auf 13,5
Prozent im Jahr 1994. Bis zum Jahr 2005 sinkt nur die absolute Zahl weiter während der
Anteil sogar wieder auf 14,2 Prozent ansteigt, da die Zahl Einwohner im mittleren Alter
stärker sinkt. Der Anteil der Menschen im Rentenalter steigt dagegen kontinuierlich von
12,9 Prozent im Jahr 1970 über 16,3 Prozent im Jahr 1994 auf 18 Prozent im Jahr 2005.



Landeshauptstadt Stuttgart   Statistisches Amt                                    Statistik und Informationsmanagement   Themenhefte
1996/4

22

Die demografische Belastquote steigt

Die "demografische Belastquote", die die Relation von Erwerbsfähigen zu Nichterwerbs-
fähigen beschreibt, zeigt, daß im Jahr 1994 100 Erwerbsfähige 43 Nichterwerbsfähige
versorgen müssen, im Jahr 2005 aber bereits 47. Da Kinder und alte Menschen bei dieser
Berechnung zusammengefaßt werden, wird die Strukturverschiebung von jung nach alt
verdeckt. Deshalb ist die "Alterslastquote" aussagefähiger, die zeigt, wieviel Ruheständ-
ler von 100 Erwerbsfähigen zu versorgen sind. Dieser Wert steigt in Stuttgart von 18 im
Jahr 1970 über 23 im Jahr 1994 auf 26 im Jahr 2005. Die auf das Zieljahr 2005 verkürzte
Darstellung der Prognoseergebnisse zeigt die dramatischen Verschiebung im Altersauf-
bau nur in ersten Ansätzen. Aufgrund der demografischen Struktur wird sich der Rück-
gang der Zahl der Kinder nach 2005 verstärken und die Zahl der alten Menschen wird
weiter steigen.

Ausblick

Schneller als erwartet war die Prognose von 1992 überholt. Darin liegt aber auch der
Sinn von Prognosen, nämlich als Frühwarnsystem aufzuzeigen, wie sich Einwohnerzahlen
unter gegebenen Rahmenbedingungen entwickeln werden. Der Gesetzgeber hat reagiert
und den Wanderungsdruck aus dem Ausland vorerst gemildert. Diese neue Regelung ist
voll in das Prognosemodell eingeflossen. Die Grenzöffnung nach Osten hat aber auch
völlig neue Bedingungen für die Wirtschaft geschaffen. Inwieweit die Chancen genutzt
und der Arbeitsplatzabbau in Stuttgart in einen selbsttragenden Aufschwung mit neuen
Arbeitsplätzen übergehen kann, wird sich zeigen. In diesem Fall sind die angenommenen
Wanderungsgewinne zu erwarten, die die Einwohnerentwicklung der Stadt positiv beein-
flussen können. An der zunehmenden Überalterung der Bevölkerung wird sich dagegen
nichts ändern, auch wenn sich die Einwohnerzahl insgesamt wider Erwarten doch anders
entwickeln sollte.
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3. Prognose der Erwerbspersonen in Stuttgart bis zum Jahr
2005

Eberhard Frank

Definition und Datenquellen

Der Nachweis der Erwerbsbeteiligung orientiert sich am Bedürfnis, jegliche Teilnahme
des "Faktors Arbeit" am volkswirtschaftlichen Produktionsprozeß in die statistische Beo-
bachtung einzubeziehen. Dabei spielt es keine Rolle, ob die ausgeübte oder angestrebte
Tätigkeit eine erlernte Ausbildung erfordert oder nicht, wie oft und wie lange die Berufs-
tätigkeit ausgeübt wird und in welchem Ausmaß sie der Sicherung des Lebensunterhalts
dient.

Entsprechend gelten alle Personen als berufs- oder erwerbstätig, die in einem Arbeits-
oder Dienstverhältnis stehen, selbständig ein Gewerbe betreiben, einen freien Beruf aus-
üben, einen Betrieb führen oder im Familienbetrieb mitarbeiten, in einem Ausbildungs-
verhältnis stehen oder Tätigkeiten nur in geringfügigem Umfang oder bloß gelegentlich
ausüben. Als Erwerbslose sind Personen einbezogen, die normalerweise erwerbstätig sind
und nur vorübergehend - weil sie noch keinen Arbeitsplatz gefunden haben - aus dem
Arbeitsleben ausgeschieden sind bzw. auch Personen, die sich erstmals um eine Berufstä-
tigkeit bemühen.

Werden Erwerbstätige und Erwerbslose zusammengefaßt, so ist derjenige Teil der Ein-
wohner der Landeshauptstadt angesprochen, der einen Arbeitsplatz innehat oder aber
als Arbeitsuchender, gegenwärtig ohne Berufsausübung, in den Erwerbsprozeß eintreten
möchte. Diese Personengruppen, also Erwerbstätige und Erwerbslose zusammen, werden
als Erwerbspersonen bezeichnet (vgl. Schaubild 1).

Die Erwerbspersonen bilden somit das Potential für die Arbeitsplatznachfrage. Der Wirt-
schaftsraum Stuttgart reicht weit über  die Stadtgrenzen hinaus. Über die Pend-
lerverflechtung erfaßt er die Region Stuttgart und zieht darüber hinaus  Fernpendler an.
Damit prägt er den regionalen Arbeitsmarkt, in dem sich Angebot an und Nachfrage
nach Arbeitskräften begegnen. Die Kenntnis  der Erwerbspersonenzahlen und damit des
Arbeitskräfteangebots der Metropole selbst ist deshalb von erheblicher Bedeutung für
eine auf Ausgleich bedachte Wirtschafts- und Beschäftigungspolitk.

Die vorhandenen statistischen Informationsgrundlagen sind nicht ausreichend. Sie wur-
den bislang der Bedeutung der Kenntnis der Erwerbspersonenzahlen für eine aktive, re-
gionalorientierte Politik in keiner Weise gerecht. So erarbeitet die amtliche Statistik für
kommunale Zwecke lediglich bei Volks- und Berufszählungen, also  etwa alle  10 Jahre,
entsprechende Daten1. Diese Mangelsituation verschärft die Folgen für das von Kant for-
mulierte Gesetz, daß die Notwendigkeit zu Handeln weiter reicht als die Möglichkeit

1 Die Datensituation hat sich nach der letzten Volkszählung (1987) etwas verbessert, weil seither die Mikrozensus-
stichprobe, bezogen auf eine Berichtswoche, primär für Regionen, aber auch für Stuttgart, jährlich einige wenige
Eckwerte liefert.
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zu Erkennen. Dadurch wächst die Gefahr von Fehlentwicklungen und Fehlentscheidun-
gen. Was mit Blick auf den angesprochenen Mangel an aktuellen Datengrundlagen als
richtig erkannt ist, gilt erst Recht für Prognosedaten. Denn datenorientierte Prognosen
können dazu beitragen, die Diskrepanz zwischen Handlungshorizont und Erkenntnis-
reichweite kleiner zu machen.

Schaubild 1:  Erwerbsstatistische Einteilung der Einwohner

Einwohner der
Landeshauptstadt Stuttgart

Erwerbspersonen Nichterwerbspersonen

Erwerbstätige Erwerbslose

Arbeitsplatz in
Stuttgart

Arbeitsplatz nicht in
Stuttgart

Erwerbsverhalten der Frauen durch den Familienstand geprägt

Die Vorausrechnung der Erwerbspersonen knüpft, was die zu schätzenden Parameter
betrifft, am Erwerbsverhalten an. Dieses stellt man üblicherweise als Erwerbsquote dar.
Erwerbsquoten werden errechnet, indem die Zahl der Erwerbspersonen durch diejenige
der Einwohner geteilt wird (multipliziert mit 100 ausgedrückt in Prozent). Durch Analysen
auf Landesebene2 ist bekannt, daß die Erwerbsquoten einzelner Personengruppen kei-
neswegs gleich groß sind. In Abhängigkeit vor allem von demografischen Größen unter-
scheiden sie sich sehr stark und durchaus typisch. Die wichtigsten Strukturparameter, die
je für sich zu betrachten sind, betreffen Geschlecht und Alter der Personen.

Wie Tabelle 1 zu entnehmen ist, bestätigen dies die Ergebnisse der Volkszählung 1987
für Stuttgart eindrucksvoll.

2 Vgl. z. B. Frank, E.: Modellrechnung über die mögliche Zahl der Erwerbspersonen für das Land Baden-Württem-
berg bis zum Jahr 2000, in: Baden-Württemberg in Wort und Zahl, Heft 8/1986, S. 299 ff.
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Tabelle 1: Erwerbsquoten von Männern und Frauen nach dem Familienstand 1987

Alter von ...
bis unter ... Männer Frauen

Davon (Frauen) nach dem Familienstand

Jahre ledig verheiratet verwitwet geschieden
                                   %

15 - 20 35,8 33,0 32,6 43,7 66,7 63,0
20 - 25 73,8 71,2 74,3 58,7 30,4 77,0
25 - 30 79,8 69,6 81,9 56,1 40,9 80,3
30 - 35 93,1 66,9 89,7 55,4 56,3 86,7
35 - 40 96,3 69,7 91,6 61,3 70,0 90,5
40 - 45 97,2 71,6 92,4 64,5 74,8 91,4
45 - 50 96,7 71,4 92,4 64,4 76,2 91,4
50 - 55 94,9 67,3 89,4 60,6 67,0 87,3
55 - 60 88,1 55,7 81,8 47,3 56,0 78,2
60 - 65. 48,3 13,2 21,9 10,5 11,5 20,5
65 u. ä.   5,4   1,7   2,9   2,0   1,1   2,8

Insgesamt 62,8 41,0 42,3  46,6   9,9 65,9
darunter:
15 - 65 82, 5 73, 4 68, 9 73, 1 48, 5 84, 9

Quelle: Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Zunächst fällt auf, daß die realisierte oder gewünschte Erwerbsbeteiligung, die in den
Erwerbsquoten zum Ausdruck kommt, bei den Männern (62,8 %) erheblich höher liegt
als bei den Frauen (41,0 %). Speziell für die Frauen deckt die zusätzliche Untergliederung
nach dem Familienstand eine wichtige Bestimmungsgröße für den Umfang der Erwerbs-
beteiligung auf, die bei Männern quantitativ unbeachtlich ist. Am höchsten liegt die Er-
werbsbeteiligung bei geschiedenen Frauen (65,9 %), die als Alleinstehende offensicht-
lich in hohem Maße auf eigene Erwerbsarbeit angewiesen sind. Mit deutlichem Abstand
folgen verheiratete Frauen (46,6 %). Auch ledige Frauen weisen eine relativ hohe Er-
werbsbeteiligung (42,3 %) auf, wenn man berücksichtigt, daß bei der Errechnung dieser
spezifischen Quote die unter 15jährigen mitberücksichtigt sind. Ebenso haben verwitwe-
te Frauen, mit Blick auf die Altersstruktur nicht überraschend, eine sehr niedrige Erwerbs-
quote (9,9 %).

Von zentralem Einfluß auf die Erwerbsbeteiligung ist - neben dem Geschlecht und bei
den Frauen ergänzend dem Familienstand - das Alter der betroffenen Personen. Bei den
Männern steigt die Erwerbsbeteiligung nach dem Abschluß der gestuften schulischen
Ausbildung steil an und erreicht um die vierzig mit 97,2 Prozent den höchsten Wert. Da-
nach sinkt die Erwerbsquote ab. Von der Gruppe der 60- bis unter 65jährigen waren nur
noch weniger als die Hälfte der Männer (48,3 %) in den Erwerbsprozeß integriert. Die
Alterserwerbsbeteiligung spielt, typisch für eine Großstadt, mit 5,4 Prozent nur eine ge-
ringe Rolle (vgl. Schaubild 2).
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Der Verlauf der gesamten Frauenerwerbsquote orientiert sich sehr stark am Erwerbsver-
halten der in bestimmten Altersklassen dominierenden Gruppe. Wegen dieses Effektes
steigt bei den jungen Frauen ab 15 Jahren - hier überwiegen zahlenmäßig die ledigen
Frauen - die Quote der Erwerbsbeteiligung zunächst an. In der Phase der Familiengrün-
dung, in der die gesamte Frauenerwerbstätigkeit durch das Verhalten der verheirateten
Frauen geprägt wird, sinkt sie aber wieder. Erst mit den beginnenden Vierzigern erhöht
sich dann die Erwerbsquote der Frauen wieder leicht. Hier wird das Erwerbsverhalten der
"Wiedereinsteigerinnen" sichtbar, die nach der Familienphase in den Beruf zurückkeh-
ren. Freilich erreicht die Erwerbsquote der Frauen in keiner Altersgruppe diejenige der
Männer. Die derzeit für Frauen noch wirksame Rentengesetzgebung bewirkt bereits bei
den über 50jährigen einen schnellen Austritt aus dem Erwerbsleben. Von den 60- bis
unter 65jährigen Frauen waren nur noch 13,2 Prozent, von den darüber liegenden Al-
tersjahrgängen 1,7 Prozent in das Erwerbsleben integriert.
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Methode der Vorausschätzung

Soll das künftige Erwerbsverhalten vorausgeschätzt werden, so sind die Strukturparame-
ter Geschlecht und Alter und bei den Frauen ergänzend, wie die Analyse gezeigt hat,
noch der Familienstand, in die Überlegungen mit einzubeziehen. Zwei Vorfragen sind
zunächst zu klären: Gibt es Anhaltspunkte für die künftige Entwicklung der Erwerbsbe-
teiligung der einzelnen Personengruppen und auf welche Datenbasis kann man sich zur
Errechnung der Erwerbspersonenzahlen konkret stützen?

Mit Blick auf die erste Frage sind wiederum zwei Teilprobleme zu lösen. Zunächst gilt es,
die Ausgangswerte für die Vorausschätzung des Erwerbsverhaltens vom statistischen An-
kerwert, der durch die Volkszählung 1987 gesetzt ist, zum Basisjahr der Prognose, dem
Jahr 1994, fortzuschreiben. Dies gelingt, indem die Erwerbsquoten nach Geschlecht, Al-
ter und die Quoten der Frauenerwerbsbeteiligung zusätzlich nach dem Familienstand,
fortgeschrieben werden. Hierzu kann - mit Blick auf den spezifischen Verlauf auf Landes-
ebene - auf die dortigen Rahmeninformationen zurückgegriffen werden. Für die ab der
Prognosebasis (1994) erwartete künftige Entwicklung der spezifischen Erwerbsquoten ist
bei den Männern - mit Ausnahme der über 50jährigen - nicht mit großen Veränderungen
zu rechnen.
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Speziell bei den älteren männlichen Erwerbspersonen werden Verhaltensänderungen, die
durch die Erhöhung der Übergangsschwelle vom Beruf in den (Vor-)Ruhestand induziert
sind, ein weiteres Absinken bei den über 60jährigen wohl verhindern und sich bei den
zwischen 50 und 60 Jahre alten Männern in einer moderaten Erhöhung der Erwerbsquo-
ten niederschlagen.

Anders bei den Frauen. Deren Erwerbsneigung war in den Jahren seit 1987 gestiegen,
obgleich speziell die Verlängerung der Ausbildungszeiten diesem Trend in den entspre-
chenden Altersgruppen entgegenwirkte. Die zunehmende Teilhabe am Erwerbsleben
überrascht nicht. Sie wird auf unterschiedliche Bestimmungsfaktoren zurückgeführt. Die-
se entspringen zum Teil der säkularen Veränderung des Rollenverhaltens von Männern
und Frauen. Auch gewinnen Strukturen, die schon immer vorhanden waren - alleinste-
hende Frauen mit und ohne Kind(er) haben eine deutlich höhere Erwerbsneigung als
verheiratete Frauen - zunehmend quantitative Bedeutung, weil neue Lebensformen auf
dem Vormarsch sind.

Zur methodischen Umsetzung dieser expliziten Erwartungen wird ein mathematisch-
statistisches Verfahren, die Regressionsanalyse, herangezogen. Hiermit gelingt die Einbe-
ziehung der beobachteten  Tendenzen in die erwartete künftige Entwicklung der spezifi-
schen Erwerbsquoten implizit, weil  mit diesem methodischen Instrument die spezifischen
Erwerbsquoten bestimmter Ausgangsjahre, in denen die verhaltensbedingten Informati-
onen gespeichert sind, in die Zukunft transformiert werden können. Die Berechnung der
Zahl der Erwerbspersonen geschieht dann durch Multiplikation der gefundenen spezifi-
schen Erwerbsquoten mit den entsprechend gruppierten Daten der Einwohnerprognose
1995 bis 2005, die Grundlage dieses Teils der  umfassenden Systemprognose ist.

Dynamische Entwicklung der Erwerbsbeteiligung der Frauen

Von 1987, dem Ankerjahr der Prognose, bis 1994, dem letzten Jahr des Fortschreibungs-
zeitraums, blieb die Erwerbsquote der Männer stabil (ca. 63 %), diejenige der Frauen hat
sich um 6,9 Prozentpunkte auf 46,9 Prozent erhöht. Dieses Ergebnis ist ganz wesentlich
auf die zunehmende Erwerbsbereitschaft verheirateter Frauen zurückzuführen. Dieser
Befund zeigt sich landesweit3. Viele Faktoren begünstigen den festgestellten Trend. Diese
treten zum Teil in der Großstadt früher auf und wirken stärker als in der Kleinstadt oder
auf dem "flachen Land". Zu nennen sind - ohne faktoranalytische Bewertung - der Bedeu-
tungsverlust der traditionellen Eltern-Kind-Familie, der die klassische "Versorgungsehe"
auf zeitlich eher knapp bemessene Phasen reduziert.

Auch ist auf die Umorientierung der Wirtschaft von primär produktionsorientierten zu
dienstleistungsintensiven Strukturen hinzuweisen. Hierdurch entstehen Arbeitsplätze, die
von Frauen stärker angenommen werden. Teilweise können dadurch starre Arbeitszeit-
strukturen eher aufgebrochen, auch Umfang und Lage der Arbeitzeit häufiger individu-
ellen und familiären Wünschen und Erfordernissen angepaßt werden. Schließlich wirkt
sich auch die Bildungsexpansion der letzten Dekaden insofern aus, als beruflich besser
qualifizierte Frauen eine höhere Erwerbsneigung haben und weniger bereit sind, ganz
auf Teilhabe am Erwerbsprozeß zu verzichten.

3 Vgl. Goeken, S.: Bevölkerung, Erwerbstätigkeit und Ausbildung in Baden-Württemberg im  April 1995, in: Baden-
Württemberg in Wort und Zahl, Heft 5/96, S. 196 ff.
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Weniger Erwerbspersonen, Geschlechterproportionen ändern sich

Die Entwicklung der Gesamtzahl an Erwerbspersonen wird im Zeitraum der Systemprog-
nose durch mehrere Faktoren beeinflußt. Im Vordergrund steht die Entwicklung der Ein-
wohnerzahlen. Diese ist im Prognosezeitraum rückläufig. Stuttgart verliert zwischen 1994
und dem Zieljahr der Prognose, dem Jahre 2005, vermutlich mehr als 30 000 Einwohner.
Dieser Rückgang wird sowohl durch Wanderungsverluste als auch durch die - für die
Bundesrepublik Deutschland inzwischen als typisch zu bezeichnenden, nahezu weltweit
niedrigsten Geburtenziffern, die einen starken Alterungsprozeß der Bevölkerung hervor-
gerufen haben, verursacht4. Dies wirkt sich auf die Anzahl der Personen im erwerbsfähi-
gen Alter - darunter versteht man Einwohner zwischen 15 und 65 Jahren - aus, die im
Prognosezeitraum um knapp 35 000 weniger werden. Damit sinkt das Potential, aus dem
die Erwerbspersonen stammen.

So überrascht es nicht, daß sich die Anzahl an Erwerbspersonen im Beobachtungszeit-
raum ständig verringert. Eine rückläufige Erwerbsneigung kombiniert sich mit sinkenden
Einwohnerzahlen! Im Ergebnis geht die Zahl der Erwerbspersonen im Prognosezeitraum
um ca. 23 000 zurück und fällt auf knapp 287 000. Bei sonst gleichen Rahmenbedin-
gungen führt dies zu spürbaren Entlastungseffekten am lokalen und regionalen Arbeits-
markt.

Durch eine Überlegung kann der Negativsaldo an Erwerbspersonen (-23 000), der im
Prognosezeitraum auftritt, in seine demografische und verhaltensbedingte Komponente
zerlegt werden. Der verhaltensbedingte Einfluß läßt sich quantifizieren. Hierzu wird un-
terstellt, die Erwerbsneigung würde sich im Prognosezeitraum nicht ändern, wäre also im
Jahr 2005 genauso groß wie 1994. Die bei dieser Annahme zu erwartende Anzahl an
Erwerbspersonen kann der prognostizierten, also tatsächlich erwarteten Anzahl gegen-
übergestellt werden. Die Rechnung zeigt, daß bei den Männern sowohl aus demografi-
schen als auch verhaltensbedingten Gründen ein Rückgang der Erwerbspersonenzahl zu
verzeichnen sein wird. Auch bei den Frauen ergibt sich ein Rückgang. Der speziell bei
den verheirateten Frauen zu erwartende verhaltensbedingte Gewinn an Erwerbspersonen
reicht nicht aus um den demografisch bedingten Verlust vollständig auszugleichen. Mit
Blick auf den Gesamtrückgang, also bei Männern und Frauen ist festzustellen, daß 28
Prozent verhaltensbedingt sind, 72 Prozent aber auf demografische Ursachen d.h. Ände-
rung der Alterstruktur und Verlust an Einwohnern zurückzuführen sind.

Aufgrund der zwischen den Geschlechtern sehr differenziert verlaufenden Entwicklung
der Erwerbsquoten teilt sich der Gesamtrückgang auf in ca. 20 000 Männer und 3000
Frauen.

4 Vgl. Lindemann, U.: Einwohnerentwicklung bis 2010, in: Landeshauptstadt Stuttgart, Statistischer Informations-
dienst, Heft Nr. 5/1995, S. 55 ff.
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Die Kenntnis der Änderung in der altersmäßigen Zusammensetzung der Erwerbsperso-
nen kann sowohl von wirtschaftlicher als auch sozialpolitischer Bedeutung sein. Innova-
tions- und Anpassungsfähigkeit, Kreativität, Mobilität, Belastbarkeit und die physische
Leistungsfähigkeit der Menschen sind nicht völlig unabhängig vom Lebensalter. Die Än-
derung der Altersrelationen ist deshalb von hohem Interesse. Ein globaler, quantitativer
Hinweis auf die Dynamik der Veränderung ist dem sogenannten Erneuerungsindex zu
entnehmen. Dieser wird berechnet, indem die jüngeren Erwerbspersonen zu den älteren
ins Verhältnis gesetzt werden. Ist der Index größer als 1, übersteigt der Bestand an älteren
Erwerbspersonen denjenigen der jüngeren. Diese Kennziffer fällt im Prognosezeitraum
von 1,74 (1994) auf 1,67 (2005).

Der Rückgang zeigt, daß die altersstrukturelle Komponente eine eigene Dynamik entfal-
tet, die sich nach Ende des Prognosezeitraums noch beschleunigt. Diese Entwicklung
kann nicht isoliert von den anderen Faktoren des Wirtschaftsstandorts Stuttgart gesehen
werden, weil ökonomisch formuliert, das "Humankapital" für den hiesigen Platz immer
schon von ausschlaggebender Bedeutung war und künftig wachsendes Gewicht erlan-
gen könnte.

Zunehmende Belastung der Erwerbspersonen

Im Zeitraum der Systemprognose steigt der Anteil aller Nichterwerbspersonen bezogen
auf alle Erwerbspersonen - diese Größe wird als "Gesamtbelastung" bezeichnet - kräftig
an, nämlich von 83 Prozent 1994 auf 87 Prozent im Jahre 2005. Die soziale und wirt-
schaftliche Absicherung der Nichterwerbspersonen muß von den Erwerbspersonen ge-
leistet werden. Für viele Zwecke interessiert man sich nicht für die "Gesamtbelastung",
sondern ganz speziell für den Anteil der Kinder bzw. Alten an der Erwerbsbevölkerung.
Aufgrund der sehr unausgewogenen Altersverteilung der Einwohner5, die kein Spezifi-
kum der Landeshauptstadt Stuttgart allein darstellt, sondern darüber hinaus des gesam-
ten Landes und der Bundesrepublik Deutschland, wird speziell die "Alterslastkom-
ponente", also der Anteil der über 65jährigen Nichterwerbspersonen an den Erwerbsper-
sonen insgesamt erst nach dem Prognosezeitraum stark wachsen. Der Alterslastquotient
liegt im Basisjahr der Prognose (28 %) um 3 Prozentpunkte höher als der Jugendlastquo-
tient (25 %). Er steigt schnell an und erreicht im Zieljahr der Prognose, dem Jahre 2005,
bereits 32 Prozent. Der Abstand zum Jugendlastquotient, der dann 27 Prozent erreicht,
vergrößert sich also, was den Alterungsprozeß der Einwohnerschaft verdeutlicht6.

Wie die Berechnung der Belastungsquoten zeigt, kommt dem zu erwartenden Rückgang
der Zahl an Erwerbspersonen über die arbeitsmarktspezifischen Gesichtspunkte hinaus
Bedeutung zu. Die dramatische Verschiebung der Relation zwischen Jungen und Alten
berührt direkt die soziale Symmetrie zwischen den Generationen. Vor diesem Hinter-
grund ist der sich rasch beschleunigende Alterungsprozeß als Hinweis darauf zu nehmen,
daß die Festlegung des Jahres des Übertritts von der Phase aktiver Erwerbstätigkeit in den
altersbedingten Ruhestand künftig kein Instrument zur Gestaltung der Arbeitsmarktbi-
lanz mehr sein kann7. Die Grenzen der Belastbarkeit der Aktiven sind bereits wegen der
demografischen Gegebenheiten erreicht, wenn nicht gar überschritten worden.

5 Vgl. Lindemann, U.: a.a.O., S.15
6 Zum Vergleich: Von 1970 bis 1994, in einem Zeitraum von 25 Jahren, erhöhte sich der Alterslastquotient von

23 % auf 28 %, also nicht so stark wie in den 11 Jahren des vor uns liegenden Prognosezeitraums.
7 Anders noch in den 80er Jahren, vgl. hierzu: Frank, E.,  a.a.O., S. 305
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4. Prognose der Haushalte in Stuttgart bis zum Jahr 2005

Eberhard Frank

Die Kenntnis möglicher Entwicklungen von Haushaltsgrößen und -strukturen bilden eine
wichtige Grundlage sowohl für kommunale Planungsaufgaben als auch für Entscheidun-
gen der Wirtschaft. Haushalte treten insbesondere als Nachfrager nach langlebigen
Gebrauchsgütern und Einrichtungen sozialer Infrastruktur und nicht zuletzt als Nachfra-
ger und Investoren auf dem Wohnungsmarkt auf. Außerdem treffen ihre Mitglieder ge-
meinschaftlich oder je für sich Entscheidungen im Hinblick auf die Beteiligung am Berufs-
und Erwerbsleben.

Trotz der Bedeutung von Haushaltszahlen für vielfältige Zwecke wurden spezielle kom-
munale Haushaltsvorausschätzungen bislang nicht erarbeitet. Sie sind an Grundlagen
gebunden, die in der Vergangenheit in der kommunalen Sphäre nicht gegeben waren:
Sie setzen voraus, daß die Verteilung der Einwohner auf Haushalte zahlenmäßig bekannt
ist. Im Gegensatz zur amtlichen Statistik, die Zahl und Struktur der Haushalte durch spe-
zielle Befragungen jährlich ermittelt, lagen solche Daten auf der Gemeindeebene früher
immer nur nach Volkszählungen vor, also zuletzt 1987, 1970 und 1961. Eine Erfor-
schung der demografischen und sozialen Gesetze, die den Haushaltsbildungsprozeß lau-
fend beeinflussen und die ihrerseits - zumindest mittelfristig - ebenfalls einem Wandel
unterworfen sind, ist auf Grund solcher lang auseinander liegender Stichtagsbefunde nur
sehr eingeschränkt möglich. Insoweit mußte man sich bislang mit äußerst groben Projek-
tionen behelfen. Diese völlig unbefriedigende Situation hat sich durch ein Projekt des
KOSIS-Verbundes, an dem die Landeshauptstadt Stuttgart maßgeblich mitarbeitet und
das sie fördert, nachhaltig verbessert. Der Grundgedanke, der schließlich zur Gewinnung
von kommunalen Haushaltszahlen führte, bestand darin, die im Einwohnerregister ge-
führten Personen in "Personenverbände", die dem Haushaltsbegriff der amtlichen Statis-
tik nachgebildet sind, zu überführen8.

Basisdaten allein machen natürlich noch keine Prognose aus, sie sind bloß unverzichtbare
Voraussetzung für die Fortrechnung in die Zukunft. Benötigt wird außerdem ein Prog-
nosemodell. Zur Schätzung künftiger Haushaltszahlen hat die "amtliche Statistik" mehre-
re Verfahren herausgebildet.

Eine bewährte Methode stellt das Haushaltsvorstands-Quotenverfahren dar. Dabei wer-
den die Anteile von Personen, die als Haushaltsvorstände (Bezugspersonen) von Haushal-
ten verschiedener Größe bezeichnet werden - gegliedert nach Geschlecht und Alter - an
der Gesamtzahl der Personen entsprechender Gliederung für mehrere Jahre ermittelt. Die
Extrapolation dieser Werte führt dann zu den Ausgangsdaten, die, mit der künftigen Be-
völkerungszahl verknüpft, Prognoseergebnisse der Haushalte nach der Größe liefern. Das
Verfahren ist robust und relativ einfach zu praktizieren, nutzt aber ausschließlich die In-
formationen über die Bezugsperson, nicht aber diejenigen über die weiteren Haushalts-
mitglieder aus.

8 In einem mehrstufigen Verfahren werden im ersten Schritt direkt aus dem Einwohnerregister zu gewinnende
Kernhaushalte (Ehepaare, Eltern mit minderjährigen Kindern) gebildet. In weiteren Schritten werden auf der Basis
definierter Personenbeziehungen Einzelpersonen zu Mehrpersonenhaushalten zusammengeführt.
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Dieser Nachteil wird vom sogenannten Haushaltsmitglieder-Quotenverfahren vermieden.
Dieses Prognosemodell bezieht alle Informationen der Mitglieder eines Haushaltes in die
Berechnung ein. Voraussetzung für seine Anwendung ist, daß altersspezifische Haus-
haltsmitgliederquoten ermittelt werden. Sie geben an, welchen Anteil Personen in Haus-
halten einer bestimmten Größe - gegliedert nach Geschlecht und Altersgruppen - an der
entsprechend unterteilten Gesamteinwohnerzahl ausmachen. Eine solche Quote beinhal-
tet also z. B. den prozentualen Anteil der Frauen zwischen 20 und 25 Jahren in Dreiper-
sonenhaushalten an allen entsprechend gegliederten Haushalten. Diese Informationen
gehen dann in die eigentliche Prognoserechnung ein9.

Das Haushaltsmitglieder-Quotenverfahren in der Durchführung

Als Prognosemodell zur Errechnung künftiger Haushaltszahlen für die Gesamtstadt wur-
de, wegen der gegenüber dem Haushaltsvorstands-Quotenverfahren besseren Ausschöp-
fung der vorliegenden demografischen Basisinformationen und unter Inkaufnahme eines
erhöhten Rechenaufwandes, das Haushaltsmitglieder-Quotenverfahren ausgewählt.

Grundlage für seine Anwendung ist eine geeignete Vorausrechnung der Einwohner. De-
ren voraussichtliche Entwicklung wurde bis zum Jahr 2005 vom Statistischen Amt im Mai
1995 in mehreren Varianten bereits vorgelegt und für die Haushaltsvorausrechnung die
"wahrscheinlichste Variante"  als Ausgangsbasis herangezogen. Um die Haushalte vor-
ausrechnen zu können, sind mehrere Arbeitsschritte zu bewältigen:

Zunächst müssen für die Stützjahre der Prognose die Haushaltsmitgliederquoten errech-
net werden. Als Stützjahre wurden die nach dem kommunalen Haushaltsbildungsverfah-
ren (HHGen) ermittelten Daten für die Jahre 1992 und 1995 herangezogen, unter Beach-
tung der Haushaltsstrukturzahlen der Volkszählung von 1987. Hieraus wurden ge-
schlechts- und altersspezifische Haushaltsmitgliederquoten errechnet. Auf eine an sich
wünschenswerte getrennte Vorausrechung der deutschen und ausländischen Haushalte
mußte verzichtet werden, da die  derzeit zur Verfügung stehenden Ausgangsdaten hier-
für keine methodisch ausreichende Grundlage bietet10. Die spezifischen Haushaltsmit-
gliederquoten sind danach in geeignete Eingangsgrößen für das Rechenmodell zu trans-
formieren.

Das nächste zu lösende Problem stellt dann die Ableitung der "Einwohner in Haushal-
ten" aus den Ergebnissen der Einwohnerprognose dar. In Stuttgart wird die Einwohner-
prognose traditionell für die statistisch als Einwohner gezählte Bevölkerung (Einwohner
am Ort der Hauptwohnung) gerechnet. Die Grundgesamtheit bei Haushaltsauswertun-
gen nimmt demgegenüber auf alle in der Gemeinde gemeldeten Personen Bezug
(wohnberechtigte Einwohner). Um die geeignete Zahl "Einwohner in Haushalten", die

9
In einem wissenschaftlichen Bereich kommt außerdem auch ein mikroanalytisches Prognoseverfahren zur An-
wendung, das die Haushaltsbildungsprozesse (Heirat, Trennung, Scheidung, Tod usw.) explizit berücksichtigt. Vgl.
Steger, A.: Haushalte und Familien bis zum Jahr 2000, Frankfurt/New York, 1980.

10 Die Zahl und Struktur der ausländischen Haushalte ist vergleichsweise stärker abhängig von der wirtschaftlichen
Entwicklung und den politischen und sozialen Rahmenbedingungen. Hierauf zurückzuführende Schwankungen
z.B. durch den Zuzug von Familienangehörigen aus den Bürgerkriegsregionen des ehemaligen Jugoslawien und
deren teilweise Rückwanderung entziehen sich der explizieten Berücksichtigung in den Prognoseannahmen.
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für die Aufteilungsrechnung dienen kann, zu gewinnen, muß also zunächst eine Auf-
schätzung der Basisbevölkerung (Errechnung der wohnberechtigten Einwohner) und da-
nach eine Ausklammerung der Personengruppen, die nicht selbst wirtschaften, also kei-
nen eigenen Haushalt bilden (Einwohner in Gemeinschaftsunterkünften), vorgenommen
werden. Für diese Rechnung wurden die Verhältnisse von 1995 zugrundegelegt und un-
verändert in die Zukunft fortgeschrieben.

Als letzter Rechenschritt auf dem Weg von den Ausgangsdaten zu den Prognoseergeb-
nissen sind nunmehr die jeweilige Einwohnerzahl der Vorausschätzungsjahre auf die
Haushalte bestimmter Größe zu verteilen.

Prognosevarianten

Drei Varianten wurden gerechnet. In einer Status-quo-Variante wurden die ge-
schlechts- und altersspezifischen Mitgliederquoten der Haushaltsstatistik 1995 konstant
gehalten. In einer Trendvariante wurde die Veränderung der Quoten, die im Zeitraum
1992 bis 1995 beobachtet wurde, bis zum Jahre 2005 fortgeschrieben. Demgegenüber
schreibt die mittlere Variante die Veränderungen  bis zum Jahr 2000 fort und wird für
die Jahre danach festgeschrieben.

Status-quo-Prognose-Variante

Bei der Berechnung der Status-quo-Variante wurden die Haushaltsmitgliederquoten des
Jahres 1995 zugrundegelegt und für den gesamten Prognosezeitraum konstant gehalten.
Das "Einfrieren" der altersspezifischen Haushaltsmitgliederquoten auf dem Stand von
1995 ermöglicht es, Haushaltszahlen zu errechnen, die sich ergeben würden, wenn sich
das Haushaltsbildungsverhalten künftig nicht mehr ändert und somit nur Effekte sichtbar
werden, die auf die sich wandelnde altersmäßige Schichtung der Einwohner einerseits
und deren zahlenmäßigen Rückgang andererseits zurückzuführen sind. Das Durch-
schnittsalter steigt, wie die Einwohnervorausschätzung ausweist,  im Prognosezeitraum
dramatisch um 2,5 auf 43,7 Jahre, bei einem Einwohnerverlust von ca. 30 700 Personen.

Im Rahmen dieser Konstellationen würde die Zahl der Haushalte von (1995) 291 596 bis
zum Jahr 2000 um rd. 17 300 abnehmen also auf 274 265 zurückgehen und danach bei
ca. 273 000 Haushalten stagnieren. Ursache für die relative Konstanz ab dem Jahr 2000
ist, daß - aufgrund der künftigen altersmäßigen Zusammensetzung der Bevölkerung - die
Zahl der Zweipersonenhaushalte zu Lasten der Haushalte mit drei oder mehr Personen
zunimmt, und die Zahl der Einpersonenhaushalte aufgrund des Alterungsprozesses mit
ca. 125 000 Personen etwa konstant bleibt.

Tabelle 1: Ergebnisse der Haushaltsprognose 1995 im Vergleich

Jahr Status-quo-
Variante

Mittlere Varian-
te

Trendvariante

1995 291 596 291 596 291 596
2000 274 265 277 599 277 599
2005 273 447 276 629 279 811
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Mittlere Variante

Bei der mittleren Variante wird unterstellt, der Veränderungstrend im Haushaltsbildungs-
prozeß - ausgedrückt als alters- und geschlechtsspezifische Haushaltsmitgliederquoten,
der seit 1987, speziell aber in den Jahren 1992 bis 1995 zu beobachten war - würde sich
bis zum Jahr 2000 fortsetzen und dann eine Verstetigung erfahren. Daneben bleiben die
altersstrukturelle und die Niveaukomponente der Einwohnerentwicklung weiterhin wirk-
sam, da diese Größen durch die als Basis zugrundeliegende Einwohnerprognose (als e-
xogene Größe) gesetzt sind.

Trendvariante

Hierbei wird unterstellt, die Dynamik des Prozesses der Veränderung der Zusammenset-
zung der Haushalte würde über das Jahr 2000 hinaus bis zum Jahr 2005 andauern und
ab diesem Zeitpunkt konstant bleiben.

Ausgewählte Variante

Von den Varianten mit fortdauernder Dynamik im Haushaltsbildungsverhalten wurde die
mittlere Variante als diejenige mit der wahrscheinlichsten Entwicklung ausgewählt.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß sich die Zusammensetzung der
Haushalte in den letzten Jahrzehnten stark verändert hat. So betrug der Anteil der Einper-
sonenhaushalte 1961 - aus heutiger Sicht betrachtet - "lediglich" 32,2 Prozent, derjenige
der Haushalte mit 4 und mehr Personen aber beachtliche 19,8 Prozent. Diese Anteile
haben sich bis zum Basisjahr der Prognose, 1995, dramatisch verändert. Der Anteil der
Kleinsthaushalte schnellte auf 47,1 Prozent nach oben, derjenige der Großhaushalte fiel
auf 13,8  Prozent zurück. Die Frage ist, ob diese Entwicklung nunmehr abgeschlossen ist
und damit die Annahme - die Dynamik in der Veränderung des Haus-
haltsbildungsprozesses würde in wenigen Jahren, etwa im Jahre 2000, zum Stillstand
kommen - realistisch ist.

Die bevölkerungswissenschaftliche Forschung gibt hierauf keine eindeutige Antwort. So
wird einerseits darauf verwiesen, daß bei uns seit Jahren weltweit nahezu die niedrigste
Geburtenhäufigkeit vorliegt und deshalb künftig verstärkt mit - demografisch bedingten -
gesellschaftlichen, ökonomischen, sozialen und kulturellen Problemen zu rechnen ist11.
Hinzu kommt die veränderte Einstellung zum Zusammenleben mit Partnern und anderen
Generationen, in der sich eine ganze Reihe verschiedenartiger Verhaltensänderungen
ausdrücken, mit dem Ergebnis zunehmender Singularisierung der Haushalte bei gleich-
zeitiger Pluralisierung der Lebensformen.

Andererseits deuten die Zahlen darauf hin, daß - selbst unter den spezifischen Bedingun-
gen einer Großstadt - diese Entwicklungen zwar nicht abgeschlossen sind, sich daraus
aber in den nächsten Jahren keine quantitativen Folgen in Bezug auf die Zahl der zu er-
wartenden Haushalte ergeben dürften. Dies wird insbesondere durch Vergleich der
Haushaltsstrukturdaten 1987 bis 1995 deutlich (vgl. Tabelle 2), die zeigt, daß die Ver-
kleinerungstendenzen der Haushalte in wenigen Jahren ihr Minimum durchschritten ha-
ben werden.

11
Vgl. Bucher, H.: Aus Forschung und Lehre, in: BiB-Mitteilungen 3/95 S. 9 ff.
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Tabelle 2:  Haushalte nach der Zahl der Haushaltsmitglieder 1961 bis 2005

Jahr
Haus-
halte Davon mit ..... Personen
insges.

1 2 3 4 und mehr

Anzahl Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl %

19611) 252 958 81 331 32,2 65 352 27,4 52 078 20,6 50 197 19,8

19701) 264 312 94 458 35,7 75 015 28,4 46 268 17,5 48 571 18,4

19871) 283 561 133 602 47,1 75 214 26,5 37 416 13,2 37 329 13,2

19922) 293 849 137 314 46,7 75 819 25,8 39 108 13,3 41 608 14,2

19942) 292 437 137 498 47,0 77 160 26,4 37 796 12,9 39 938 13,7

19952) 291 596 137 401 47,1 75 947 26,0 38 127 13,1 40 121 13,8

20003) 277 599 131 135 47,2 73 474 26,5 35 408 12,8 37 581 13,5

20053) 276 629 129 465 46,8 74 092 26,8 35 232 12,7 37 840 13,7

_____________
1) Ergebnisse der Volkszählung
2) Ergebnisse der Haushaltsgenerierungsverfahren
3) Ergebnisse der Haushaltsprognose - mittlere Variante

Entwicklung der Zahl und Struktur der Haushalte

Die Entwicklung zu mehr Kleinhaushalten führte in früheren Jahren zu einem Paradoxon:
daß nämlich die Zahl der Haushalte bei stagnierender Gesamtbevölkerung nicht gleich-
falls stagnieren muß, ja sogar bei rückläufiger Einwohnerzahl zunächst noch weiter auf-
steigen kann12. Daraus wurde dann - zu Recht -, unabhängig von der Entwicklung der
Bevölkerung, eine stetig wachsende Nachfrage nach Wohnraum und langlebigen
Gebrauchsgütern abgeleitet.

Wie nunmehr die vorliegende Haushaltsprognose zeigt, kann bei Gültigkeit der zugrun-
deliegenden Einwohnerprognose, in den nächsten Jahren weder eine Zunahme und
noch nicht einmal eine Konstanz der Zahl der Haushalte im Prognosezeitraum erreicht
werden. Vielmehr ist bis zum Jahr 2000 mit einem starken Rückgang (ca. -14 000) der
Zahl der Haushalte zu rechnen.13 Im Jahr 2000 werden rd.  277 000 Haushaltungen er-
wartet. Dieses Niveau kann dann - bei den zugrundeliegenden Annahmen - bis zum En-
de des Prognosezeitraumes, dem Jahr 2005, in etwa gehalten werden.

Der Spielraum für weitere Verkleinerungen der Haushaltsgröße ist dann offensichtlich
erschöpft. Bezieht man nämlich die Zahl der Haushalte und der Einwohner aufeinander,
so bestätigt diese Meßziffer den Befund14.

12
Vgl. Bronnenmayer, K.: Entwicklung der Ein-, Zwei- und Mehrpersonenhaushalte, in: Jahrbuch für Statistik und
Landeskunde, 1989, S. 115 ff.

13 Diese Entwicklung wurde bereits sehr frühzeitig für Stuttgart erwartet. Vgl.  hierzu: Beiträge zur Stadtentwicklung
20, Wohnort Stuttgart, S. 156 ff.

14
Dieses Vorgehen wurde gewählt, weil in den Volkszählungsjahren 1961, 1970 und 1987 nur die "amtlichen"
Privathaushalte als Vergleichsgrößen zur Verfügung stehen, als Bezugsgröße zu Vergleichszwecken aber die je-
weilige kommunale Einwohnerzahl heranzuziehen ist.
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Tabelle 3: Einwohner, Haushalte und Einwohner je Haushalt seit 1961

Jahr Einwohner Haushalte Einwohner/
Haushalte

                            in 1 000

19611) 637,8 253,0 2,52
19701) 631,8 264,3 2,39
19871) 560,3 283,6 1,98
1992 583,2 293,8 1,98
1995 563,5 291,6 1,93
2000 534,3 277,6 1,93
2005 537,3 276,6 1,94

______________

1) Ergebnisse der Volkszählungen

Während 1961 noch 2,52 Einwohner je Haushalt errechnet werden konnten, fiel die Zahl
bis zum Jahr 1987 auf 1,98. Für den Prognosezeitraum stabilisiert sie sich bei 1,93 Ein-
wohner je Haushalt, durchschreitet sogar innerhalb des Prognosezeitraums damit ihr Mi-
nimum .

Hierfür sprechen auch Plausibilitätsüberlegungen. Reflektiert man nämlich den Haus-
haltsbildungsprozeß - was zweckmäßiger Weise am Lebenszyklus eines Neugeborenen
geschieht - so wird es zunächst der elterliche Haushalt sein, der sich im Zeitablauf verän-
dert. Er kann sich vergrößern (weitere Geburten, Aufnahme von nicht zur Familie gehö-
renden Personen - ggf. Aufnahme von Familienangehörigen einer anderen Generation).
Er kann sich durch den Tod eines Mitglieds verkleinern, und er kann sich im Zeitablauf
auch teilen (Trennung, Scheidung, eigene Hausstandsgründung). In jedem Falle braucht
ein Kind für nahezu zwei Jahrzehnte einen Haushalt von der Größe mit mindestens zwei
Personen (im Falle eines alleinerziehenden Elternteils), mehrheitlich aber drei oder mehr
Personen wenn z. B. noch ein zweites Kind hinzutreten sollte.

Darüber hinaus werden Mehrpersonenhaushalte aber auch von Personen gebildet, die
nicht allein leben wollen oder müssen, sei es als Ehepaar ohne Kind oder in einer ande-
ren partnerschaftlichen Form. Es ist nun plausibel, wenn - alle Faktoren zusammen ge-
nommen - ein weiteres Ansteigen des Anteils der Einpersonenhaushalte über das erreich-
te Maß hinaus (rd. 47 % im gesamten Prognosezeitraum) für sehr unwahrscheinlich
gehalten werden muß.
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Tabelle 4: Haushalte nach der Größe 1995 bis 2005 - Mittlere Variante -

Davon mit Personen
Prog-
nose-

Haus-
halte 1 2 3 und mehr

jahr insges. männ-
lich

weib-
lich

zusammen % v.
Sp.1

Anzahl % v.
Sp.1

Anzahl % v.
Sp.1

1 2 3 4 5 6 7 8 9

1995 291 596 65 670 71 731 137 401 47,1 75 947 26,0 78 248 26,8
1996 287 790 64 605 70 992 135 597 47,1 75 186 26,1 77 007 26,8
1997 284 187 63 666 70 257 133 923 47,1 74 492 26,2 75 772 26,7
1998 281 827 63 154 69 683 132 837 47,1 74 117 26,3 74 873 26,6
1999 279 740 62 739 69 215 131 954 47,2 73 827 26,4 73 959 26,4
2000 277 599 62 363 68 772 131 135 47,2 73 474 26,5 72 989 26,3
2001 277 366 62 011 68 666 130 678 47,1 73 567 26,5 73 121 26,4
2002 277 269 61 740 68 625 130 365 47,0 73 709 26,6 73 196 26,4
2003 277 154 61 521 68 589 130 110 46,9 73 817 26,6 73 227 26,4
2004 276 838 61 089 68 622 129 711 46,9 73 957 26,7 73 170 26,4
2005 276 629 60 788 68 677 129 465 46,8 74 092 26,8 73 072 26,4

Entsprechend wird sich mittelfristig die zu erwartende Zahl der Mehrpersonenhaushalte
stabilisieren. Sie wird bis zum Jahr 2000 um ca. 8 000 auf rd. 146 000 zurückgehen und
diese Größenordnung bis zum Prognosehorizont beibehalten. Eine differenzierte Be-
trachtung speziell der Zweipersonenhaushalte (Ehepaare ohne Kind, Alleinerziehende
mit einem Kind, sonstige familiäre Gemeinschaften und "neue Formen" des Zusammen-
lebens) zeigt, daß deren Anteil an den Haushalten insgesamt langsam und stetig von
26,0 Prozent im Jahr 1995 auf 26,8 Prozent im Jahr 2005 ansteigen wird. Dies ist auf die
sich wandelnde Altersstruktur  der  Einwohner im Prognosezeitraum zurückzuführen. Hier
rücken zunehmend Personen, die die Tendenz haben, in Haushalten dieses Typs zu le-
ben, in Altersgruppen auf, die das Leben in Zweierbeziehungen begünstigen, insbeson-
dere junge Familien noch ohne Kind und "alte" Familien, deren Kinder bereits eigene
Haushalte gebildet haben.

Während der Anteil der Zweierhaushalte langsam wächst, nimmt Zahl und Anteil der
Haushalte mit 3 oder mehr Personen weiterhin ab. Lag 1995 die Zahl der Zweipersonen-
haushalte (75 947) noch unter derjenigen der größeren Haushaltungen zusammen
(78 248), so wird bereits im Jahr 2000 in etwa Gleichstand erreicht und bis zum Jahr
2005 die Anzahl der Zweipersonenhaushalte (74 092) deutlich über der zusammenge-
faßten Zahl der anderen Mehrpersonenhaushalte (73 072) zu liegen kommen.

Altersstruktur der Haushalte

Der Alterungsprozeß der Einwohner Stuttgarts, der sich im Prognosezeitraum abzeichnet,
spiegelt sich naturgemäß auch bei den Haushaltsmitgliedern wider. Noch 1995 sind hier-
von 58,6 Prozent unter und 41,4 Prozent über 45 Jahre alt. Der Anteil der Haushaltsmit-
glieder unter 45 Jahre erreicht nach der Berechnung im Jahr 2005 nur noch 56,1 Prozent,
derjenigen über 45 Jahre entsprechend bereits 43,9 Prozent.
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Haushaltsmitglieder im Alter von 20 bis 60 Jahren, die ganz wesentlich über eine Beteili-
gung am Erwerbsleben zu entscheiden haben, machen 1995 in Stuttgart 61,9 Prozent
aller Haushaltsmitglieder aus. Diese - für berufliche Aktivitäten besonders prädestinierte
Gruppe - verliert im Prognosezeitraum, wegen der ungünstigen Altersschichtung der
Einwohner, 4,6 Prozentpunkte und geht auf 57,3 Prozent zurück.

Besonders gravierend und von sozialpolitisch erheblicher Tragweite, ist die zu erwartende
Veränderung in der Altersstruktur der Einpersonenhaushalte. Hier handelt es sich um
einen Personenkreis, in dem neben jungen Personen, die sich noch nicht partnerschaft-
lich gebunden haben, insbesondere alte Menschen, häufiger Frauen als Männer, anzu-
treffen sind, deren Ehepartner bereits verstorben ist, der ggf. durch soziale Angebote un-
terstützt, selbst und selbständig wirtschaftet. Bei diesen Personen nimmt der Anteil zwi-
schen 1995 und dem Jahr 2005, der jünger ist als 45 Jahre, um 6,1 Prozentpunkte ab
und erreicht dann 45,6 Prozent. 54,4 Prozent der allein lebenden Personen wird dann 45
Jahre oder älter sein.

Ausblick

Der Tatbestand der Verkleinerung der durchschnittlichen Haushaltsgröße kann - verbun-
den mit dem auch mittelfristig irreversiblen Alterungsprozeß -, für viele Bereiche öffentli-
cher und privater Daseinsvorsorge weitreichende Konsequenzen haben. Diese leiten sich
aus der Doppelfunktion der Haushalte her. Einerseits bilden sie im Rahmen der Gesamt-
gesellschaft soziale Einheiten, in denen sich auch die Familien organisieren. Ob dabei der
Pluralismus der Lebensformen noch zu weiteren Ausdifferenzierungen der Haushalts-
strukturen führt, mag dahin gestellt bleiben. Befürchtet wird eine wachsende Polarisie-
rung zwischen Gruppen mit und ohne Kindern. Auch hat sich die Lebensweise in der Art
geändert, daß die sich aus der verschlechternden Altersschichtung ergebenden sozialen
Folgen bei den prognostizierten Haushaltsstrukturen ohne massive öffentliche Unterstüt-
zung nicht befriedigend lösbar sein werden.

Andererseits bilden die Haushalte im volkswirtschaftlichen Kreislaufsystem, neben den
Unternehmen und dem Staat, die dritte Komponente. Sie fällen insoweit Entscheidungen
von zentraler Bedeutung, als diese sowohl den Güter- als auch den Arbeitsmarkt betref-
fen. Viele Gebrauchsgüter werden von einem Haushalt insgesamt und nicht für jedes
Haushaltsmitglied je getrennt angeschafft. Dies betrifft nicht nur die Wohnung und de-
ren Ausstattung, sondern darüber hinaus die Anschaffung vieler, speziell langlebiger
Gebrauchsgüter. Ein Rückgang der Haushaltszahlen bedeutet in diesen Fällen auch einen
Ausfall an regional wirksam werdender kaufkräftiger Nachfrager. Hinzu kommt unter
anderem die ökonomische Rolle, die von den Haushaltungen mit Blick auf den Arbeits-
markt wahrzunehmen ist. Diese zeigt sich in der Erwerbsneigung, einer Größe, die, bei
gegebenen Voraussetzungen bei den Mitgliedern kleiner Haushalte tendenziell höher
liegt als bei großen Haushalten. Struktur der Haushalte und Dynamik des Haushaltsbil-
dungsprozesses lösen somit viele noch unbeantwortete Fragen aus. Alles in allem wird
deshalb künftig die Situation der Haushalte regelmäßig zu analysieren sein, damit die
quantitative Voraussetzung dafür geschaffen ist, den Entwicklungen angemessen zu be-
gegnen.
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5. Prognose des Wohnungsbedarfs in Stuttgart bis 2005

Manfred Arnold

Der Wohnungsmarkt ist durch zahlreiche Besonderheiten gekennzeichnet und deshalb
mit anderen Märkten nur bedingt vergleichbar. Seine Sonderstellung im Hinblick auf die
"Güter" begründet sich durch deren Standortgebundenheit, eine lange Produktions-
und Lebensdauer, hohe Produktionskosten und vor allem die fehlende Substituierbarkeit
des "Gutes" Wohnung. Hinzu kommt, daß die Wohnung als Heim für lebensnotwendig
erachtet wird, denn sie bildet den Mittelpunkt des individuellen und familiären Lebens
und steht insoweit unter dem besonderen Schutz des Staates. Aus diesem Grund ist es
auch Aufgabe des Staates, bedingt auch der Kommunen, in den Wohnungsmarkt steu-
ernd einzugreifen und durch besondere Förderungen direkter und indirekter Art den
Wohnungsmarkt sozialverträglich zu gestalten. In Zeiten "leerer Kassen" ist dies jedoch
eine Gratwanderung zwischen sozialem Bedarf und finanziellen Möglichkeiten. Um
Fehlinvestitionen bzw. Fehlsubventionen zu vermeiden, ist eine Beobachtung des Woh-
nungsmarktes unverzichtbar. Im folgenden legt das Statistische Amt, aufbauend auf den
Ergebnissen der Einwohnerprognose und der Haushaltsprognose, eine Wohnungsbe-
darfsprognose bis zum Jahr 2005 vor.

Eine Vorausschätzung des gesamten Wohnungsmarktgeschehens mit seiner Dynamik
und den vielfältigen Einflußfaktoren ist aufgrund der komplexen Wechselbeziehungen
sowie den oben erwähnten Besonderheiten z.Zt. nicht durchführbar. Insbesondere kann
die Preiskomponente, die den tatsächlichen Ausgleich von Angebot und Nachfrage be-
wirkt, mangels eines geeigneten ökonometrischen Modells noch nicht in das Prognose-
system einbezogen werden. Entsprechend beschränkt sich die Prognostik auf das Leistba-
re: nämlich den quantitativen Faktor "Anzahl der Wohnungen" zu ermitteln. Qualitative
Komponenten wie Größe, Ausstattung und Lage der Wohnung bleiben unberücksichtigt,
wenngleich aus den Mietspiegelerhebungen des Statistischen Amtes bekannt ist, daß
gerade der Preis in Verbindung mit Größe und Lage einer Wohnung in Stuttgart eine
bedeutsame Einflußgröße darstellt.

Die quantitative Versorgungssituation auf dem Wohnungsmarkt wird durch den Woh-
nungsbestand, also durch die Anzahl der Wohnungen, die den Haushalten als den Woh-
nungsbedarfsträgern effektiv zur Verfügung stehen, bestimmt.

Die bestehenden Wohnungen bilden das Angebot auf dem Wohnungsmarkt. Die Er-
mittlung des Ausgangsbestandes an Wohnungen gestaltet sich allerdings schwierig, da
die Zahl der Wohnungen in einem Gebäude entsprechend der tatsächlichen Belegung
mit Haushalten differieren kann, ohne daß eine Baumaßnahme stattfindet. Der Woh-
nungsbestand weist nämlich einerseits eine genehmigungspflichtige Komponente auf,
andererseits wird er durch die tatsächliche Nutzung bestimmt. Genehmigungs- und Nut-
zungsprofil können voneinander abweichen, wie die Gebäude- und Wohnungszählung
von 1987 zeigt.

Die Nachfragekomponente des Wohnungsmarktes bilden die Haushalte. Sie stellen die
eigentlichen Wohnungsbedarfsträger dar. Ausgehend von der Einwohnerprognose wur-
de deshalb zunächst für die Landeshauptstadt Stuttgart eine Haushaltsprognose gerech-
net und der Wohnungsbedarfsprognose vorgeschaltet.
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Bei sämtlichen Prognoserechnungen des Statistischen Amtes werden Annahmen über
das Verhalten und die Entwicklung von Einwohnern, Haushalten und Bauträgern bzw.
Privatinvestoren getroffen. Dabei liegen bezüglich der Parameter teilweise nur unzuläng-
liche Kenntnisse über deren Veränderungen vor und somit nur bedingt Anhaltspunkte
für deren Festlegung. So ist darauf hinzuweisen, daß die prognostizierten Entwicklungen
möglich sind, sogar wahrscheinlich, aber nicht notwendigerweise sicher eintreffen wer-
den. Das macht die Arbeit aber keineswegs unnötig. Denn die gesamten Prognosen und
vor allem die Wohnungsbedarfsprognose stellen ein "Frühwarnsystem" dar, das mögliche
zukünftige Entwicklungen simuliert und damit die Diskussion über Handlungsfelder kon-
kretisiert.

Komponenten des Wohnungsbedarfs

Für die Wohnungsbedarfsprognose wurden die Komponenten

- aktuelles Wohnungsdefizit einschließlich Fluktuationsreserve,
- Wohnungsersatzbedarf und
- Wohnungsneubedarf oder Wohnungsnachfragerückgang

einbezogen.

Schaubild 1: Komponenten der Wohnungsbedarfsprognose

Aktuelles
Wohnungsdefizit

Wohnungsneubedarf

Künftiger Wohnungsbedarf insgesamt

Wohnungsersatz-
bedarf

Der prognostizierte Wohnungsbedarf bis zum Jahr 2005 setzt sich als Gesamtergebnis
aus diesen drei Komponenten zusammen. Zusätzlich wird, um die quantitative Entwick-
lung des Wohnungsbedarfs insgesamt abbilden zu können, die erwartete Wohnbautä-
tigkeit einberechnet.



Landeshauptstadt Stuttgart   Statistisches Amt                                    Statistik und Informationsmanagement   Themenhefte
1996/4

49

Aktuelles Wohnungsdefizit

Ausgangspunkt für die Schätzung des künftigen Wohnungsbedarfs ist die Bilanzierung
des Wohnungs(fehl-) bedarfs zum Ende des Jahres 1994.

Dieses aktuelle Wohnungsdefizit bzw. der Wohnungsnachholbedarf kann in ein Grund-
defizit und ein Anpassungsdefizit aufgegliedert werden15. Das Grunddefizit gibt an, wie
viele Haushalte keine eigene Wohnung nutzen, obgleich sie dies zu tun wünschen, wo-
bei die Größe der Wohnung außer acht bleibt. Das Anpassungsdefizit hingegen zeigt,
wie viele Haushalte zu kleine Wohnungen haben. Für die Verhältnisse in Stuttgart ge-
nügt es im Rahmen dieser Berechnungen das aktuelle Wohnungsdefizit aus dem Grund-
defizit zu ermitteln. Wie nämlich bereits die Ergebnisse der Gebäude- und Wohnungs-
zählung von 1987 zeigen, ist das Anpassungsdefizit in Stuttgart vernachlässigbar bzw.
wird im Grunddefizit implizit berücksichtigt.

Das Grunddefizit an Wohnungen errechnet sich aus der Differenz zwischen den Haushal-
ten als Wohnungsbedarfsträgern und dem zu berücksichtigenden Wohnungsbestand.

Ausgangspunkt sind die in Stuttgart wohnberechtigten Einwohner (Einwohner mit
Hauptwohnsitz bzw. Nebenwohnsitz) aus der die Zahl der Haushalte durch ein gesonder-
tes Verfahren (Haushaltsgenerierungsverfahren) abgeleitet wird.

Danach müssen die Haushalte für Zwecke der Wohnungsbedarfsprognose in Inhaber-
und Untermieterhaushalte gegliedert werden. So wird der generelle Bedarf an Wohnun-
gen sichtbar. Damit die Gesamtzahl der Haushalte mit Wohnungsbedarf ermittelt werden
kann, muß die Zahl der Haushalte in Wohnungen um die Zahl der Untermieterhaushalte
ohne Wohnungsbedarf korrigiert werden.

Ende 1994 gab es in Stuttgart ca. 292 500 Haushalte, darunter ca. 2 500 Untermieter-
haushalte für die kein Bedarf an eigenen Wohnungen anzunehmen ist. Hierbei handelt
es sich z.B. um Haushalte von Studenten in Wohngemeinschaften oder in sonstigen un-
tervermieteten Zimmern, die gar keine eigene Wohnung beziehen wollen. Dies ergibt
schließlich die Zahl von 290 000 Haushalten "mit Wohnungsbedarf".

Demgegenüber existiert ein aktueller Bestand von 278 000 Wohnungen (ohne Wohn-
heime). Er wurde auf der Basis der Gebäude- und Wohnungszählung von 1987 durch
jährliche Fortschreibung ermittelt. Um den tatsächlich verfügbaren Bestand zu erhalten,
muß diese Zahl noch um eine 3%ige Fluktuationsreserve (mit 8 500 Wohnungen) korri-
giert werden. Die Fluktuationsreserve berücksichtigt Wohnungen, die für das Funktionie-
ren des Marktes unverzichtbar sind und z.B. aufgrund von Umzügen, Renovierungen etc.
dem Markt nicht direkt zur Verfügung stehen. Somit bleibt ein zu berücksichtigender
Wohnungsbestand von 269 500 Wohnungen.

Geht man davon aus, was plausibel ist, daß jeder Haushalt "mit Wohnungsbedarf" auch
eine Wohnung beanspruchen kann, so errechnet sich zum Jahresende 1994 ein Woh-
nungsdefizit von 20 500 Wohnungen. Darin enthalten ist eine Fluktuationsreserve von 8
500 Wohnungen.

15 Vgl. Walla, W., Brachat-Schwarz, W.: Wo fehlen Wohnungen in Baden-Württemberg? Eine Wohnungsbedarfs-
prognose für Baden-Württemberg und seine Stadt- und Landkreise, Statistisches Landesamt Baden-
Württemberg, Stuttgart 1995.
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Schaubild 2: Schema zur Ermittlung des aktuellen Wohnungsdefizits (Grunddefizit)

Bevölkerung in 
Hauptwohnung

wohnberechtigte
Bevölkerung

Bevölkerung in 
Nebenwohnung

Bevölkerung in 
Haushalten

Inhaberhaushalte
(Eigentümer/
Hauptmieter)

 Haushalte

Wohnungsbestand
aus der 

Fortschreibung

Fluktuationsreserve

Bevölkerung in 
Gemeinschafts-

unterkünften

Untermieter-
haushalte

Haushalte mit 
Wohnungsbedarf

zu
 berücksichtigender 
Wohnungsbestand

Untermieterhaushalte
ohne

Wohnungsbedarf

Normative Vorgabe: eine Wohnung je Haushalt

Grunddefizit
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20 500 fehlende Wohnungen bedeuten aber nicht, daß 20 500 Haushalte nicht mit
Wohnraum versorgt wären. Vielmehr sind diese Haushalte aufgrund der derzeitigen
Wohnungsknappheit (noch) gezwungen, sich mit anderen Haushalten eine Wohnung zu
teilen (Untermieter) oder in sonstigen Unterkünften zu wohnen. Daneben bildet sich in
Abhängigkeit vom Wohnungsangebot gelegentlich ein Haushaltsrückstau, weil eigen-
ständig wirtschaftende Personen aufgrund der Wohnungsknappheit in einem anderen
Haushalt leben. Beispielsweise bleiben junge Erwachsene länger bei den Eltern.

Wohnungsersatzbedarf

Der Wohnungsersatzbedarf entsteht durch Wohnungsabgänge, die aufgrund von Ab-
brüchen, Nutzungsänderungen und Zusammenlegungen auftreten und die zu ersetzen
sind, um das Ausgangsniveau zu halten. Der Ersatzbedarf ist im Gegensatz zum Woh-
nungsbestand eine "Stromgröße" und tritt über den gesamten Prognosezeitraum hin-
weg auf. Er wird in Höhe der zu erwartenden Wohnungsabgänge pro Jahr angesetzt.

Der jährliche Wohnungsersatzbedarf ermittelt sich aus einem Durchschnittswert an ge-
meldeten Wohnungsabgängen in Höhe von ca. 300 Wohnungen pro Jahr und einem
50%igen Zuschlag wegen Untererfassung von Abgängen z.B. bei Wohnungszusam-
menlegungen.

Der Ersatzbedarf für Wohnungsabgänge wird mit jährlich konstant 500 Wohnungen an-
gesetzt. Dieses Fertigstellungsvolumen ist jährlich erforderlich, um den Wohnungsbe-
stand aufrecht (konstant) zu erhalten.

Hochgerechnet bedeutet dies ein Wohnungsersatzbedarf von 3 000 Wohnungen bis
zum Ende des Jahres 2000 bzw. ein Volumen von 5 500 Wohnungen bis zum Jahr 2005.

Wohnungsneubedarf oder Wohnungsnachfragerückgang

Die Nachfragezunahme oder der Nachfragerückgang bei Wohnungen resultiert aus der
jährlichen Veränderung der Zahl der Haushalte bis zum Jahr 2005. Steigt die Anzahl der
Haushalte ergibt sich ein Wohnungsneubedarf in Höhe des Zuwachses an Haushalten
bzw. Wohnungsbedarfsträgern. Sinkt hingegen die Zahl der Haushalte, so folgt ein
Wohnungsnachfragerückgang.

Die Entwicklung der Zahl der Haushalte ist als Ursache für Zunahme oder Rückgang der
Nachfrage die wesentliche Einflußgröße für den gesamten Wohnungsbedarf.

Aufgrund der in den nächsten Jahren stark rückläufigen Einwohner- und Haushaltszahlen
bis zum Jahr 2000 und der anschließenden Stagnation ergibt sich simultan dazu ein star-
ker Wohnungsnachfragerückgang bis zum Jahr 2000 mit anschließender Stagnation bis
zum Jahr 2005. Konkret bewirken die bis zum Jahr 2000 prognostizierten Haushaltszah-
len einen drastischen Nachfragerückgang um 15 000 Wohnungen. Im Rahmen der ge-
troffenen Annahmen erfolgt bis zum Jahr 2005 nochmals ein leichter Rückgang der
Nachfrage um 1 000 Wohnungen.
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Entwicklung des Wohnungsbedarfs mit Bautätigkeit

Bei einer zu erwartenden Bautätigkeit in Höhe von 2 000 Wohnungen im Jahr 1995 und
nach 1995 mit jährlich 1 500 fertiggestellten Wohnungen ist der Wohnungsmarkt vor-
aussichtlich im Jahr 2000 rechnerisch"ausgeglichen", d.h. auch unter Einbezug der Fluk-
tuationsreserve ist der quantitative Wohnungsbedarf gedeckt. Wird nach dem Jahr 2000
im gleichen Umfang weitergebaut, ergibt sich bis zum Ende des Jahres 2005 ein rechne-
rischer Überschuß von ca. 7 000 Wohnungen.

Dieses "Überangebot" von 7 000 Wohnungen muß aber nicht ungenützt leerstehen blei-
ben, denn nach dem aus der Volkswirtschaftslehre bekannten Ansatz (SAYsches Theo-
rem) schafft sich jedes Angebot seine eigene Nachfrage. D.h. zusätzliche Perso-
nen/Haushalte werden auf dem Wohnungsmarkt als Nachfrager auftreten und diese
Wohnungen belegen (z.B. als zusätzliche "Stadtwohnungen").

Tabelle 3: Entwicklung des Wohnungsbedarfs mit Bautätigkeit in Stuttgart bis 2005

Jahr      
(31.12.)  

Wohnungsbedarf 
insgesamt

Jährlich erwartete 
Bautätigkeit

Kumulierte 
erwartete 

Bautätigkeit

Wohnungs- 
restbedarf

1994 20 500 x       x       20 500
1995 20 000 2 000 2 000 18 000
1996 17 000 1 500 3 500 13 500
1997 13 500 1 500 5 000 8 500
1998 12 000 1 500 6 500 5 500
1999 10 000 1 500 8 000 2 000
2000 8 500 1 500 9 500 - 1 000
2001 9 000 1 500 11 000 - 2 000
2002 9 500 1 500 12 500 - 3 000
2003 9 500 1 500 14 000 - 4 500
2004 10 000 1 500 15 500 - 5 500
2005 10 000 1 500 17 000 - 7 000
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Ausblick und Anmerkungen

Wie die Ergebnisse zeigen, bahnt sich auf dem Wohnungsmarkt in Stuttgart ein Umbruch
an: Erstmals in der Nachkriegszeit wird der zu erwartende Einwohnerrückgang auch zu
einem marktwirksamen Rückgang der Wohnungsnachfrage führen. Bisher gab es trotz
rückläufiger Einwohnerzahlen eine noch steigende oder doch zumindest konstante Zahl
an Haushalten mit Wohnungsnachfrage. Nun verläuft erstmals die Einwohner- und
Haushaltsentwicklung parallel, d.h. die sinkenden Einwohnerzahlen verursachen auch
einen Rückgang der Haushaltszahlen, weil eine weitere Verkleinerung der Haushalte in
Stuttgart künftig nicht mehr erwartet werden kann.

Der zu erwartende Nachfragerückgang (sinkende Haushaltszahlen) ist außerdem auf die
Veränderung der Altersstruktur der Einwohner zurückzuführen. Der Nachfrageschub, den
die geburtenstarken Jahrgänge der 60er Jahre in den letzten Jahren verursacht haben, ist
inzwischen weitgehend abgebaut.

Es kann sogar davon ausgegangen werden, daß die als Einpersonenhaushalte gegründe-
ten Haushalte in die Familienbildungsphase treten und durch damit verbundene "Zu-
sammenlegungen" von Haushalten Wohnungen freimachen. Es kommt hinzu, daß auf-
grund des seit zwei Jahrzehnten andauernden geringen Geburtenaufkommens deutlich
weniger Einwohner in die Haushaltsgründungsphase nachwachsen, so daß insgesamt
gesehen die Entwicklung der Haushalte schon allein aufgrund der Altersstrukturkompo-
nente rückläufig sein wird.
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Diese Entwicklung hat vielfältige Auswirkungen für Kommune und Wirtschaft, von be-
sonderer Bedeutung sind die Folgen für den Wohnungsmarkt.

Bis Anfang der 90er Jahre verursachten die steigenden Haushaltszahlen trotz der stetigen
Erhöhung des Wohnungsbestandes einen angespannten Wohnungsmarkt in Stuttgart
(Vermietermarkt). Nun besteht - im Rahmen der hier getroffenen Annahmen - die Mög-
lichkeit, bei einer "normalen" Bautätigkeit im Jahr 2000 einen mengenmäßig etwa aus-
geglichenen Wohnungsmarkt zu bekommen.

Bei dieser Aussage ist freilich zu berücksichtigen, daß Angaben über wichtige Kompo-
nenten wie Größe und Preis von Wohnungen nicht berücksichtigt werden konnten und
die Berechnung unter der Voraussetzung erfolgt, daß die Ergebnisse der Einwohner-
prognose eintreffen und ein weiterer starker Einwohnerverlust hingenommen werden
muß. Mögliche Auswirkungen des Projekts Stuttgart 21 sind ebenfalls nicht berücksich-
tigt.

Am Beginn des Umbruchs sollen die erwähnten Prognosen, aber vor allem die Ergebnisse
der Wohnungsbedarfsprognose primär als Frühwarnindikatoren verstanden werden. Aus
diesem Grund wird es als wichtig erachtet, die laufende Entwicklung der Zahl der Ein-
wohner, Haushalte und die Bestandsentwicklung der Wohnungen laufend zu be-
obachten, um Richtung und Auswirkungen dieses Umbruchs besser erkennen zu können.
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6. Prognose der Einwohner in Stuttgart bis 2005 nach Stadtbe-
zirken

Utz Lindemann

Nachdem das Gesamtstadtergebnis der 1995 vorausgerechneten Einwohnerentwicklung
bereits auf den Seiten 13 bis 22 vorgestellt worden ist, soll hier über die in den 23 Bezir-
ken der Stadt zu erwartende Einwohnerentwicklung informiert werden. Neben den
komprimierten Tabellen im Text sind die Stadtbezirksergebnisse der Einwohnerprognose
auf den Seiten 89 ff. in planungsrelevanten Altersgruppen für jedes Prognosejahr auf-
bereitet, um den altersspezifischen Infrastrukturbedarf in den Stadtbezirken abschätzen
zu können.

Nach Prognosevariante C mit zyklischem Ansatz wird die Einwohnerzahl sinken

Die als wahrscheinlich angenommene Entwicklungsvariante C geht von folgenden An-
nahmen aus: die derzeit hohen Wanderungsverluste gehen allmählich zurück (1996 und
1997 = - 6 000; 1998, 1999, 2000 = -3 000 Personen). Im Jahr 2001 wird eine Trend-
wende erwartet und bis zum Zieljahr 2005 ein jährlicher Einwohnergewinn von 2 000
Personen unterstellt. Dabei wurden die Wanderungsverflechtungen mit dem Inland und
dem Ausland nach Alter, Geschlecht und Staatsangehörigkeit gesondert berücksichtigt.
Nicht berücksichtigt werden konnten dagegen die Auswirkungen auf die Einwohnerent-
wicklung, die von dem Projekt "Stuttgart 21" ausgehen werden.

Sogar bei diesem zuwanderungsorientierten zyklischen Ansatz - der davon ausgeht, daß
mittelfristig die wirtschaftliche Entwicklung in der Region Stuttgart Tritt faßt und die Lan-
deshauptstadt auch durch ihr Arbeitsplatzangebot wieder an Attraktivität gewinnt - wird
die Einwohnerzahl sinken. Am Ende des Jahrhunderts wird Stuttgart noch 538 500 Ein-
wohner haben, 29 500 (-5,4 %) weniger als heute. Nach der Jahrhundertwende, in der
Aufschwungphase, wird trotz der angenommenen positiven Wanderungsbilanz die Ein-
wohnerzahl nicht steigen, sondern bis Ende 2005 weiter auf 537 000 sinken. Während
bis zur Jahrhundertwende die Zahl der ausländischen Staatsangehörigen infolge von Ab-
wanderung ebenfalls sinkt (Ende 1999 = 132 000; 24,6 %), wird sie bis Ende 2005 wie-
der auf 141 000 ansteigen und einen Anteil von 26,2 Prozent erreichen. Ein großer Teil
der ausländischen Staatsangehörigen wird dann allerdings seit mehreren Generationen
in Deutschland leben. Die Prognosevariante C geht außerdem davon aus, daß pro Prog-
nosejahr ca. 1 500 von ihnen die deutsche Staatsangehörigkeit annehmen werden.

Prognoserechnungen auf Stadtviertelebene durchgeführt

Die Prognoserechnungen für Bezirke erfolgen auf der Ebene der 145 Stadtviertel, so daß
städtebauliche und sozio-demografische Strukturunterschiede, wie sie vor allem inner-
halb der großen Stadtbezirke bestehen, Berücksichtigung finden können. Ausgehend
von einem Stichtagsbestand schreibt das Prognosemodell die Bevölkerung mit Wande-
rungen (Zu- und Wegzüge), Geburten- und Sterbefällen in die Zukunft fort, indem es die
demografischen Strukturen der einzelnen Stadtviertel ebenso berücksichtigt wie das cha-
rakteristische Wanderungsverhalten, das sich aufgrund von Bevölkerungsstruktur und
städtebaulichen Gegebenheiten, Lage, Nutzung und Funktion ergibt. Stadtviertel mit
ähnlichem Wanderungsverhalten werden zu sechs sogenannten Struk-
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turtypen zusammengefaßt, um eine ausreichende Basis für die Prognoseparameter zu
gewinnen und um die Quell-/Zielbeziehungen auf eine überschaubare Größenordnung
zu reduzieren.

Neubautätigkeit findet ebenso Berücksichtigung wie die Struktur der Neubaubezieher

Wichtig ist aber vor allem, daß bei den Prognoserechnungen das durch Neubautätigkeit
geschaffene Wohnungsangebot kleinräumig berücksichtigt wird. Aus der Stadtplanung
ist Zahl, Größe, Lage und Zeit der Wohnungszugänge durch Neubau bekannt und somit
auch die Zahl der Personen, die aus heutiger Sicht im jeweiligen Prognosejahr neuge-
schaffenen Wohnraum beziehen können. Auf diese Weise kann einerseits die Nachfrage
von Wohnungssuchenden aus anderen Teilen der Stadt abgeschätzt werden und ande-
rerseits beurteilt werden, inwieweit die nachwachsende Generation des Stadtbezirks, die
in die Familiengründungsphase eintritt, im vertrauten Wohnumfeld eine eigene Woh-
nung finden wird.

Die demografische Struktur der Neubaubezieher läßt charakteristische Eigenschaften er-
kennen: Sie befinden sich in der Phase der Familiengründung bzw. der Expansion und
sind zwischen 25 und 35 Jahre alt. Der Anteil der Kinder unter 10 Jahren ist vergleichs-
weise hoch, der Anteil alter Menschen höher als bei der Zuzugsbevölkerung von Be-
standsgebieten.

Die Darstellung der prognostizierten Einwohnerzahlen für Stadtbezirke endet mit dem
Jahr 2005 und entspricht damit dem Zeithorizont der Flächennutzungsplanung. Die Ent-
wicklung ist unter den getroffenen Annahmen plausibel, jedoch wie jede Prognose mit
Unsicherheiten behaftet, die mit der Länge des Zeitraums und der regionalen Differenzie-
rung zunehmen.

Tabelle 1 zeigt die zu erwartende Entwicklung in den Stadtbezirken sowie die Verände-
rungen für die Einwohner insgesamt und die drei klassischen Altersgruppen "unter 15
Jahren", "15 bis unter 65 Jahren" und "65 Jahre oder älter" in absoluten Zahlen und in
Prozentwerten für die Einwohner insgesamt und in einer Untertabelle für Nichtdeutsche.

Keine positive Einwohnerentwicklung ohne Wohnungsbau

Die Einwohnerentwicklung der Stadtbezirke hat charakteristische Ausprägungen, die auf
die unterschiedliche Ausgangssituation hinsichtlich Altersaufbau der Einwohner, Wohn-
raumangebot, Wohnumfeld usw. zurückzuführen sind.

Nur zwei Stadtbezirke weisen eine positive Entwicklung auf. Birkach wird infolge der
Aufsiedlung eines größeren Neubaugebietes den höchsten Zuwachs (1 900, + 30,3 %)
verbuchen können. Der Anstieg in Stammheim ist ebenfalls auf Neubautätigkeit zurück-
zuführen. In allen anderen Stadtbezirken wird die Einwohnerzahl sinken. Mit als Folge
der Neubautätigkeit können die Stadtbezirke Bad Cannstatt, Möhringen, Vaihingen,
Feuerbach, Weilimdorf und Nord einen unterdurchschnittlichen Einwohnerrückgang er-
warten. Überraschend hoch fallen dagegen die Verluste in den stark industriell geprägten
Neckarvororten Wangen (- 13,1 %), Hedelfingen (- 11,4 %), Untertürkheim     (- 11,4 %)
und Obertürkheim (- 8,2 %) aus. In der Innenstadt ist besonders für die Bezirke Ost (-
 11,1 %) und Süd (- 9,9 %) mit stark rückläufiger Einwohnerentwicklung zu rechnen.
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               >>>  hier SPSS-Graphik von Herrn Biekert einfügen

Die Parameter der Prognosevariante C führen dazu, daß in den meisten Bezirken die
höchsten Einwohnerverluste bis zur Jahrtausendwende auftreten, während danach eher
Stagnation eintreten wird. Die Stadtbezirke Ost und Süd werden jedoch auch nach dem
Jahr 2000 Verluste hinnehmen müssen.

Einwohnerentwicklung nach Altersgruppen für Infrastrukturplanung unverzichtbar

Das Prognosemodell schreibt das in der Vergangenheit beobachtete Wanderungsverhal-
ten für den Prognosezeitraum fort. Das bedeutet, daß das künftige Wanderungsgesche-
hen zwar simuliert werden kann, die Motive für zukünftige Wanderungen und die damit
verbundenen Veränderungen aber ebensowenig erklärt werden können wie die der ak-
tuellen Wanderungen. Das Wohnungsangebot nach Struktur und Preisgefüge, die Er-
reichbarkeit oder das Image von Wohnlagen sind wichtige aber ungewisse Einflußgrö-
ßen. Der Einfluß der Altersstruktur, die maßgeblich durch die natürliche Entwicklung und
den Familienzyklus bestimmt wird, läßt sich dagegen konkret messen und in die Voraus-
rechnung einbeziehen.
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Neben der Entwicklung der Einwohnerzahl stellt die künftige Zusammensetzung der
Einwohner nach dem Alter eine der wichtigsten Aussagen der Prognose dar, da die Nach-
frage nach Infrastrukturangeboten direkt vom Alter abhängt. Für alle Stadtbezirke ist cha-
rakteristisch, daß das Durchschnittsalter ansteigt. In Stuttgart steigt das Durchschnittsalter
von 41,2 auf 41,8 Jahre. Der Anteil der Einwohner im Rentenalter, der Ende 1994 bei
16,3 Prozent lag, wird Ende 2005 18,0 Prozent erreichen. Dieser Altenanteil wird in
Mühlhausen (22,5 %), Sillenbuch (22,2 %), Münster (20,9 %), Degerloch (20,7 %) und
Möhringen (21,0 %) noch deutlich übertroffen. Prozentual am stärksten steigen wird er
in Stammheim (+ 28,7 %), Mühlhausen (+ 25,5 %) und Birkach (+ 19,4 %).

Einwohnerverjüngung durch Generationswechsel

Der niedrigste Anteil der Einwohner der Altersgruppe "65 Jahre oder älter" ist im Stadt-
bezirk Mitte  (13,9%) zu erwarten. In dem Stadtbezirk mit dem höchsten Arbeitsplatzan-
gebot (Citygebiet) ist dies allerdings nicht ungewöhnlich. Ebenfalls "verjüngend"
beeinflußt die Aufsiedelung von Neubaugebieten die Altersstruktur eines Stadtbezirks.
Dies zeigt sich besonders an Birkach, wo das Neubaugebiet Birkacher Feld - mit 2 500 zu
erwartenden Einwohnern - die Struktur des heute noch kleinsten Stuttgarter Stadtbezirks
(6 166 Einwohner) völlig verändern wird. Ende 1994 gehörte Birkach mit einem Altenan-
teil von 20,3 Prozent zu den stark "überalterten" Stadtbezirken.

          >>> Excel-Tabelle im Pool: pro_kind.xls
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Im Jahr 2005 werden nur noch 16,6 Prozent der Birkacher 65 Jahre oder älter sein.
Degerloch, 1994 der Stadtbezirk mit dem höchsten Anteil der Einwohner im Alter "65
oder älter" (20,9 %), wird im Jahr 2005 zu den Stadtbezirken gehören, die sich aufgrund
des beginnenden Generationswechsels der Bewohner verjüngen werden.

Zahl der Kinder sinkt weiter - ihr Anteil an den Einwohnern steigt langfristig wieder an

Obwohl die Zahl der Kinder unter 15 Jahren im Stadtgebiet um 500 zurückgeht, steigt
der Kinderanteil, der sich in den letzten Jahren kräftig reduziert hatte, im Prognosezeit-
raum wieder leicht an (+ 0,7 Prozentpunkte). Stark rückläufig ist der Anteil der Kinder in
Hedelfingen (- 13,1 %), Mühlhausen (- 9,0 %) und Sillenbuch (- 8,8 %), während sich
ihre Zahl in Birkach vor allem wegen des zu erwartenden Zuzugs um 5,5 Prozentpunkte
erhöht; Gewinne sind auch noch in Feuerbach, Möhringen, Mitte und Nord zu erwarten.

Für die aktuelle Planung ist besonders die Nachfrage nach Kindergartenplätzen von Be-
deutung. Stellvertretend ist hier der Entwicklungsgang der Altersgruppe 3 bis  unter 6
Jahren dargestellt (Tabelle 2).

Diese Gruppe zählt heute 16 374 Personen. Bis Ende 1999 werden es noch 15 683       (-
 691, - 4,2 %) sein. Im Zieljahr der kleinräumigen Prognose, Ende 2005, werden noch
14 633 (- 1 741, - 10,6 %) dieser Altersgruppe angehören. Während die Entwicklung der
Kindergartenanwärter in der Gesamtstadt stetig rückläufig ist, wird die Zahl der Kinder in
einigen Stadtbezirken noch steigen (Birkach + 69, + 38,5 %, Feuerbach + 53,     +
7,3 %). Dies sind wieder Stadtbezirke, die infolge der Neubautätigkeit im Prognose-
zeitraum junge Familien gewinnen können.

Annahmen zur künftigen Entwicklung zu treffen bereitet derzeit mehr Schwierigkeiten
als früher, weil die politische Entwicklung, die vor allem das Wanderungsgeschehen mit
dem Ausland beeinflußt, kaum vorhersehbar ist und der Altersaufbau der Bevölkerung im
Prognosezeitraum einen starken Wandel erfährt. So werden in nennenswertem Umfang
Ausländer in das Rentenalter eintreten. Ein Großteil dieser Ausländer lebt seit den 60er
Jahren in Stuttgart. Während man früher davon ausgegangen ist, daß die Mehrzahl die-
ser ehemaligen Gastarbeiter beim Erreichen des Rentenalters in das Herkunftsland zu-
rückkehrt, muß dies infolge der Aufenthaltsdauer, wegen familiärer Bindungen oder zu-
nehmender Integration eher in Frage gestellt werden.

Städte konkurrieren um geburtenschwache Jahrgänge

Stärkeren Einfluß auf die künftige Einwohnerzahl wird die Entwicklung der Altersgruppe
der 20- bis 30jährigen nehmen. Die Altersgruppe mit dem höchsten Wanderungs-
aufkommen wird künftig von geburtenschwachen Jahrgängen gebildet und bundesweit
um mehr als ein Drittel schrumpfen. Dies wird zumindest deutliche Auswirkungen auf
das Wanderungsvolumen haben. Die Großstädte werden künftig diese junge Ge-
neration, den Wachstumsmotor, geradezu umwerben müssen.
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7. Prognose der Wahlberechtigten in Stuttgart bis 2005 nach
Wahlkreisen

Thomas Schwarz

Die demographische Entwicklung Stuttgarts in den nächsten zehn, fünfzehn Jahren wird
das Gesicht dieser Stadt verändern: Die Bevölkerung wird weniger werden, und sie wird
sich anders zusammensetzen. Alle Bereiche der Wirtschaft, der Politik und der öffentli-
chen Daseinsvorsorge werden davon berührt sein.

Demografische Veränderungsprozesse haben zwangsläufig auch Auswirkungen auf
Wahlen, verändern diese doch gleichermaßen die Zahl der Wahlberechtigten ebenso wie
die strukturelle Zusammensetzung der Wahlbevölkerung. Zu unterscheiden ist also zu-
nächst die rein quantitative Entwicklung der Wahlberechtigten, die sich am gravierends-
ten auf die Zahl und Größe der Wahlkreise auswirkt. Bei Landtagswahlen in Baden-
Württemberg besteht zudem mittelbar auch eine Wechselwirkung mit den      (Zweit-
)Mandatschancen der Bewerber.

Daneben hat die Entwicklung der Wahlberechtigten einen qualitativen Aspekt. Schließ-
lich hat die Altersstruktur der Wahlbevölkerung einen erheblichen Einfluß auf die Wahl-
beteiligung und auf das Wahlverhalten. Die Neigung zur Wahl zu gehen, steigt nicht nur
mit zunehmendem Alter kontinuierlich an, je älter die Wähler sind, desto konstanter sind
auch ihre Parteipräferenzen. Und: diese Parteipräferenzen unterscheiden sich zum Teil
beträchtlich, je nach Alter der Wähler. Am typischsten werden die altersspezifischen Mus-
ter bei der CDU und bei den GRÜNEN wirksam. Während die CDU ihre im Abstand
höchsten Sympathiewerte bei älteren Wählern erzielt, werden die GRÜNEN fast aus-
schließlich in den jüngeren und mittleren Jahrgängen gewählt.

Die vorliegende Prognose der Wahlberechtigten beruht auf der aktuellen Prognose der
Bevölkerungsentwicklung Stuttgarts des Statistischen Amtes.16 Diese Projektion geht in
ihrer mittleren Variante (Variante C) bis zur Jahrhundertwende von einem negativen
Wanderungssaldo aus, der von 8 000 auf 3 000 Personen bis zum Jahre 2001 sinkt. Der
Negativsaldo wird in den darauffolgenden Jahren, so die Annahme, von einem Wande-
rungsgewinn von 2 000 Personen aus dem Ausland abgelöst. Die Einwohnerzahl Stutt-
garts wird danach bis 2005 auf 534 900 Personen sinken.

Die Gesamtentwicklung der Wahlberechtigten bis 2005

Die Projektion der Wahlberechtigten in Stuttgart (Deutsche, im Alter von 18 Jahren und
älter) ergibt am Ende des Prognosezeitraumes 2005 

17 eine Zahl von 337 694 Personen.
Das entspricht einem Wahlberechtigtenverlust von 35 159 Personen oder 9,4 Prozent.

16 Lindemann, Utz: Prognose der Einwohnerentwicklung bis 2010. Statistischer Informationsdienst Nr. 5/1995,
und: Lindemann, Utz: Einwohnerprognose für Stadtbezirke 1995. Statistischer Informationsdienst Nr. 12/1995.

17 Im Unterschied zur gesamtstädtischen Prognose (bis 2010) umfaßt die kleinräumige Bevölkerungsprognose (die
der Wahlberechtigtenprognose zugrundeliegt) nur den Zeitraum bis 2005.
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Die letzte Einwohner- bzw. Wahlberechtigtenprognose aus dem Jahre 1992 muß damit -
schneller als erwartet - revidiert und als zu optimistisch verworfen werden. Danach wäre
die Wahlbevölkerung Stuttgarts bis 2005 nur auf 345 900 Personen gesunken.18

Bei welchem konkreten Wert die sinkende Wahlberechtigtenkurve auch immer ankom-
men wird, so wenig Wahlberechtigte hat es in Stuttgart in der Nachkriegsepoche noch zu
keiner Zeit gegeben. Blenden wir daher kurz zurück und betrachten die Entwicklung der
Wahlberechtigten in Stuttgart während der vergangenen knapp 50 Jahre:

Die Entwicklung der Wahlberechtigten in der Landeshauptstadt Stuttgart verlief in den vergangenen Jahr-
zehnten nie geradlinig: Auf- und Abbewegungen waren in Stuttgart vielmehr typisch. So nahm die Zahl der
Wahlberechtigten zunächst während des ersten Nachkriegsjahrzehnts kontinuierlich zu und erreichte an-
fangs der 60er Jahre mit knapp 450 000 den höchsten Stand der gesamten Nachkriegsepoche. Als dann in
den 60er Jahren eine bevölkerungsgeografische Entwicklung eintrat, die man als Bevölkerungs- suburbani-
sierung oder Stadt-Umland-Wanderung bezeichnet, verringerte sich die Zahl der Personen mit aktivem
Wahlrecht in Stuttgart Jahr für Jahr. Mitte der 70er Jahre wurde dann auch die 400 000er-Schwelle unter-
schritten, mit der Folge, daß Stuttgart bei Bundestagswahlen und bei Landtagswahlen jeweils einen Wahl-
kreis verlor und fortan nur noch 2 Bundestagswahlkreise und 4 Landtagswahlkreise besitzen sollte. In den
80er Jahren schließlich gab eine leichte Erholung der Wahlberechtigtenzahlen Anlaß zu Optimismus: eine
Bewertung, die gleichwohl mittlerweile gründlich revidiert werden muß.

18 Schwarz, Thomas: Entwicklung der Wahlberechtigten in Stuttgart. Statistischer Informationsdienst Nr. 7/1993.
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Die Entwicklung in den Bundestagswahlkreisen bis 2005

Eine identische Entwicklung der Wahlberechtigtenzahlen ist den beiden Stuttgarter Bun-
destagswahlkreisen, Nr. 162 Stuttgart I und Nr. 163 Stuttgart II, vorherzusagen (vgl. Ta-
belle 1 und die Grafik auf Seite 73). Beide Wahlkreise verlieren laut Prognose etwa
17 600 Wahlberechtigte (= -9,5 %) und liegen damit exakt im Trend der Gesamtstadt   (-
9,6 %).

Könnten sich daraus Konsequenzen für die Wahlkreiseinteilung ergeben? Ist die Eintei-
lung des Stadtgebietes von Stuttgart in zwei Bundestagswahlkreise gefährdet? Um die
Antwort gleich vorwegzunehmen, sie lautet: Nein. Jedenfalls aus demografischen Grün-
den würde für die Bundes-Wahlkreiskommission auf der Basis dieses Entwicklungstrends
mittelfristig kein Handlungsbedarf bestehen.

Dazu muß man wissen, daß im Bundeswahlgesetz geregelt ist, daß jeder Wahlkreis aus
Gründen der Wahlrechtsgleichheit vom Durchschnitt aller Wahlkreise nicht wesentlich
abweichen soll. Konkret heißt es im § 3 Abs. 2 Bundeswahlgesetz: "Die Bevölkerungszahl
eines Wahlkreises soll von der durchschnittlichen Bevölkerungszahl der Wahlkreise nicht
um mehr als 25 vom Hundert nach oben oder unten abweichen; beträgt die Abweichung
mehr als 33 1/3 vom Hundert, ist eine Neuabgrenzung vorzunehmen". Die maßgebliche
Bezugsgröße ist also nach dem Bundeswahlrecht nicht die Wahlberechtigtenzahl, son-
dern die Wohnbevölkerung; Ausländer bleiben bei der Ermittlung der Bevölkerungszahl
unberücksichtigt.
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Betrachtet man die Durchschnittswerte der beiden Stuttgarter Wahlkreise und den Bun-
desdurchschnitt am 31.12.1994 (aktuellere Zahlen für das Bundesgebiet liegen nicht vor),
dann wird die geringe Abweichung der Wahlkreise Stuttgart I und II vom Durchschnitt
aller 328 Bundestagswahlkreise deutlich:

Deutsche Abweichung
Wohn-

bevölkerung
Anzahl %

Stuttgart I
Stuttgart II

213 319
219 790

13 962
7 491

- 6,1
- 3,3

Bundesdurchschnitt 227 281

Die rechtliche Notwendigkeit einer Neuabgrenzung der Stuttgarter Wahlkreise dürfte
damit in den nächsten zehn Jahren nicht gegeben sein. Gleichwohl stehen hinsichtlich
der Wahlkreiseinteilung bundesweit in dieser Legislaturperiode einige Veränderungen
an.19 Aus demografischen Gründen ist zu erwarten, daß einige Bundesländer jeweils ei-
nen Wahlkreis verlieren werden. Davon profitieren sollen unter anderem Baden-
Württemberg, das zwei weitere Wahlkreise erhalten würde (Baden-Württemberg umfaßt
derzeit 37 Wahlkreise). Da bei der Wahlkreiseinteilung nach Möglichkeit die Grenzen der
Gemeinden und Kreise eingehalten werden sollen, wird die bevorstehende Wahlkreis-
Neueinteilung im Land wohl um Stuttgart herum passieren.

Eine ganz andere Entwicklung zeichnet sich derweil am politischen Horizont ab, zwar
noch etwas verschwommen, aber dennoch wohl unausweichlich: die Verkleinerung des
Bundestags von 672 auf unter 600 Sitze bei der übernächsten Bundestagswahl im Jahre
2002 (beschlossen im Zusammenhang mit der Diätenerhöhung 1995). Welche Konse-
quenzen diese Reduzierung auf die Zahl der Bundestagswahlkreise und ihre Abgrenzung
insgesamt haben wird, ob die notwendige "politische Flurbereinigung" auch die Stuttgar-
ter Wahlkreiskarte tangieren wird, ist derzeit zwar noch vollkommen offen. Nur so viel
läßt sich aus heutiger Sicht schon sagen: Zwingend wäre die Wahlkreiseinteilung Stutt-
garts nur dann einer Änderung unterworfen, wenn sich die Zahl der Bundestagswahlkrei-
se in einer Größenordnung von annähernd 100 reduzieren würde.

Die Entwicklung in den Landtagswahlkreisen bis 2005

Die Prognoseperspektiven für die vier Stuttgarter Landtagswahlkreise, Nr. 1 bis 4 Stuttgart
I bis IV, weisen im Unterschied zu den beiden Bundestagswahlkreisen doch größere Ab-
weichungen auf (vgl. Tabelle 1 auf Seite 69 und die Grafik auf Seite 73). Mit rund 11 200
Personen (= - 11,3 %) wird der Wahlkreis Stuttgart III (nördliches Stadtgebiet) die meisten
Wahlberechtigten verlieren. Es folgen der Filder-Wahlkreis Stuttgart II          (- 9 700 = -
10 %) und der Innenstadt-Wahlkreis Stuttgart I (- 7 800 = - 8,9 %). Die geringsten Ver-
luste werden für den Wahlkreis Stuttgart IV (Ost, obere Neckarvororte) vorausberechnet (-
6 400 = - 7,2 %).

19   Hartwig, Gunther: Politische Flurbereinigung in einer veränderten Republik. Stuttgarter Nachrichten v. 4.3.1996.
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Auch hier stellt sich natürlich die Frage nach eventuellen Folgen der demografischen
Tendenzen auf die Wahlkreiseinteilung. Anders als das Bundeswahlrecht regelt das Lan-
deswahlrecht die Abgrenzungsmodalitäten der Wahlkreise nicht explizit. Handlungsrah-
men und -bedarf ergibt sich aber aus der höchstrichterlichen Rechtsprechung. So urteilte
der baden-württembergische Staatsgerichtshof 1990, daß die Wahlberechtigtenzahl ei-
nes Wahlkreises - in Anlehnung an das Bundeswahlrecht - nicht um mehr als ein Drittel
vom Durchschnitt aller (70) Wahlkreise im Land nach oben oder unten abweichen darf
und um nicht mehr als ein Viertel abweichen soll.

Bei der diesjährigen Landtagswahl am 24. März 1996 bot sich folgende Situation in den
Stuttgarter Wahlkreisen dar:

Wahl- Abweichung
berechtigte Anzahl %

Stuttgart I
Stuttgart II
Stuttgart III
Stuttgart IV

84 243
95 826
97 323
86 282

- 18 635
- 7 052
- 5 555

- 16 596

- 8,1
- 6,9
- 5,4
- 6,1

Landesdurchschnitt 102 878
(bei 70 Wahlkreisen)

Unterstellt man eine stagnierende Wahlberechtigtenzahl im Land in den nächsten Jahren,
dann würden die Abweichungen vom Landesdurchschnitt in den vier Stuttgarter Wahl-
kreisen am Ende des Prognosezeitraumes 2005 wie folgt aussehen:

Stuttgart I - 22,6 %,
Stuttgart II - 14,4 %,
Stuttgart III - 14,4 %,
Stuttgart IV - 20,4 %.

Die Toleranzgrenze von + 33 Prozent, jene absolute verfassungsrechtliche Schranke, die
den Gesetzgeber zum Handeln zwingt, würde von keinem Wahlkreis unterschritten. Im
Bereich des Möglichen liegt aber eine Unterschreitung der Toleranzgrenze von + 25 Pro-
zent im Wahlkreis Stuttgart I, sofern sich der Landeswahlberechtigtendurchschnitt um
etwa vier (oder mehr) Prozent im Prognosezeitraum erhöhen würde. Zweifelsohne wäre
dann eine Wahlkreiseinteilung für Stuttgart, wenn nicht schon zur übernächsten Land-
tagswahl 2006, dann spätestens 2011 herbeizuführen.

Eine ganz andere Konsequenz der sinkenden Wahlberechtigtenzahlen in der Landes-
hauptstadt resultiert mittelbar aus dem Sitzverteilungsverfahren für den Landtag. Dieses
orientiert sich bei der Vergabe der Zweitmandate an den absoluten Stimmenzahlen der
Parteien im Regierungsbezirk. Kleine Wahlkreise haben infolgedessen bei der Zweitman-
datsauszählung erhebliche wahlstrategische Nachteile. Eine weitere Minderung der
Zweitmandatschancen für die Parteien in Stuttgart erscheint angesichts der prognostizier-
ten Wahlberechtigtenentwicklung unvermeidlich, nachdem bereits bei dieser Landtags-
wahl ein Rückgang der Zweitmandatsausbeute in Stuttgart festzustellen war: An-
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statt sieben Zweitmandate entfielen nur noch fünf Zweitmandate (- 29 %) auf Stuttgart,
während sich gleichzeitig im Landtag die Zahl der Zweitmandate um 9 (+ 12 %) erhöhte.

Eine völlig neue Situation könnte sich indessen abzeichnen, wenn, wie im Rahmen der
Koalitionsverhandlungen der neuen CDU-FDP/DVP-Landesregierung  diskutiert wurde,
eine grundlegende Reform des Landtagswahlrechts verabschiedet werden würde, deren
Kernelement eine Verringerung der Zahl der Landtagswahlkreise von 70 auf beispielswei-
se 62 darstellen könnte. Presseberichten (Stuttgarter Nachrichten v. 29.4.96) zufolge
würde eine solche Wahlrechtsreform, wenn überhaupt, dann erst im Jahre 2002, d.h.
nach der nächsten Landtagswahl 2001, wirksam - zeitgleich zu der geplanten Re-
duzierung der Bundestagswahlkreise.

Übertragen auf die Verhältnisse der letzten Landtagswahl am 24. März 1996 und - unter
der Annahme einer stagnierenden Wahlberechtigtenzahl im Land - auf die prognostizier-
te Entwicklung bis zum Jahre 2002 bzw. 2005, würde sich bei insgesamt 62 Wahlkreisen
im Land für die Stuttgarter Wahlkreise folgendes Bild ergeben:

Wahlberechtigte Abweichung in %
1996 2002* 2005* 1996 2002* 2005*

Stuttgart I
Stuttgart II
Stuttgart III
Stuttgart IV

84 243
95 826
97 323
86 282

80 295
88 689
88 723
82 433

79 668
88 050
88 089
81 887

- 27,5
- 17,5
- 16,2
- 25,7

- 30,9
- 23,6
- 23,6
- 29,0

- 31,4
- 24,2
- 24,2
- 29,5

Landesdurch-
schnitt
(bei 62 Wahlkreisen)

116 153

_____________
*  Prognoseergebnisse

Zur Interpretation: Selbst wenn keiner der vier Stuttgarter Wahlkreise bei der aktuellen
Landtagswahl die "Obergrenze" von + 33 1/3 Prozent erreicht hätte, die Soll-Grenze von
+ 25 Prozent wäre freilich gleich von zwei Wahlkreisen, nämlich Stuttgart I und IV, unter-
schritten worden. Noch dramatischer sähe es dann zum Zeitpunkt der diskutierten Wahl-
rechtsreform 2002 aus, sofern man, realistischerweise, eine Steigerung der Wahlberech-
tigtenzahl im Land unterstellt: Bereits bei einem angenommenen Wachstum der Wahlbe-
rechtigtenzahl in Baden-Württemberg von nur einem Prozent würde dies eine Unter-
schreitung der 25-Prozent-Schwelle in allen vier Stuttgarter Landtagswahlkreisen bedeu-
ten.
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Mit anderen Worten: Würde die Wahlrechtsreform mit einer Reduzierung der Wahlkreise
von 70 auf beispielsweise 62 nach der nächsten Landtagswahl realisiert werden, dann
wird auch eine Neuordnung der Stuttgarter Landtagswahlkarte auf der Basis von nur
noch drei Wahlkreisen mehr als nur wahrscheinlich. Denn: Die Bedingungen, die an eine
Abweichung der Wahlkreisgröße von der Toleranzgrenze von + 25 Prozent gesetzt sind,
erlauben allenfalls eine kurzfristige Unter- oder Überschreitung. Da gleichzeitig alle
Stuttgarter Wahlkreise hart an oder über der Toleranzgrenze liegen, möglicherweise ein
Wahlkreis sogar die den Gesetzgeber absolut bindende "Obergrenze" von 33 1/3 Prozent
unterschreiten würde, wäre die Einteilung Stuttgarts in vier Landtagswahlkreise wohl
nicht mehr haltbar.

Die Entwicklung der Altersstruktur

Der qualitative Aspekt des demografischen Wandels besteht in einer veränderten Alters-
struktur. Auf einen einfachen Nenner gebracht: Der Anteil der Älteren schreitet voran -
die (Wahl-)Bevölkerung wird immer älter. Waren zum Ausgangszeitpunkt der Prognose
1994 noch 30,7 Prozent der Wahlberechtigten in Stuttgart 60 Jahre und älter, werden es
2005 34,9 Prozent sein. Mehr als jeder Dritte Wahlberechtigte wird in den nächsten Jah-
ren der älteren Generation angehören. Dabei wird das relative Gewicht der Älteren bei
Wahlen noch höher sein20, da ihre Beteiligung an Wahlen spürbar über der der Wahlbe-
rechtigten in jüngerem und mittlerem Alter liegt. Im einzelnen werden sich die Alters-
klassen wie folgt entwickeln:

18- bis unter 25jährige

Die jüngste Altersgruppe bleibt von allen Altersgruppen am stabilsten (- 3 %).

25- bis unter 35jährige

In dieser Altersgruppe werden sich die mit großem Abstand stärksten Veränderungen
ereignen (- 33 000 Personen = - 43 %). Grund: Die Geburtsjahrgänge nach dem "Pillen-
knick" wachsen in die Altersgruppe hinein.

35- bis unter 45jährige

Die Gruppe der 35- unter 45jährigen wird um etwa 8 000 Personen (+14 %) im Progno-
sezeitraum anwachsen. Dafür sind die geburtenstarken Jahrgänge der 50er Jahre verant-
wortlich.

45- bis unter 60jährige

Die Abnahme der Stärke der Altersklasse der 45- unter 60jährigen (- 12 600 = - 14 %) ist
nicht das Resultat der natürlichen Bevölkerungsentwicklung. Diese an sich starken Ge-
burtenjahrgänge verlieren Wahlberechtigte durch Abwanderung ("Stadtflucht"); ein Pro-
zeß, der sich schwerpunktmäßig auch in der darunterliegenden Altersklasse der    35-
unter 45jährigen abspielt, hier aber von der natürlichen Bevölkerungsentwicklung über-
lagert wird.

20 Nach den Erfahrungswerten der zurückliegenden Wahlen liegt der Wähleranteil der Älteren um ca. 3 Prozent-
punkte über dem Wahlberechtigtenanteil.
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Die veränderte Altersstruktur und ihre Auswirkungen auf das Wahlverhalten

Sieht man einmal vom Bedeutungszuwachs der mittleren Altersklasse von 35 bis unter 45
Jahren ab (+ 14 %), - ein Alterssegment in dem insbesondere die GRÜNEN und die SPD
zuletzt auf die größte Wählerresonanz stießen - dann vollziehen sich auf mittelfristige
Sicht die einschneidendsten Veränderungen bei den Senioren. Ihre wahlstrategische Be-
deutung wird noch weiter zunehmen.

Wenn die etablierten Parteien sich derzeit auch keine ernsthaften Sorgen über eine ei-
genständige Partei der Alten zu machen brauchen21, die Seniorenarbeit ist von den Par-
teien dennoch zu verstärken, um die Interessen der Älteren zu integrieren. So wichtig es
für die Parteien ist, jüngere Menschen für sich dauerhaft zu gewinnen, nicht jene, son-
dern die Älteren verschaffen Mehrheiten in unserer Gesellschaft.22

Die CDU war stets mit eindeutigem Vorsprung vor der SPD die Partei der Älteren, deren
Anteil bestenfalls stagnierte. Nur sehr vereinzelt brachten die Älteren bisher Sympathien
für die GRÜNEN auf. Im Zeitrahmen dieser mittelfristigen, auf etwa 10 Jahre angelegten
Wahlberechtigtenprognose wird sich an diesen Parteipräferenzen der Älteren wohl nichts
grundlegend ändern. Man darf aber auf die Zeit danach gespannt sein, wenn die Nach-
kriegsgenerationen in das Seniorenalter vorstoßen werden. Deren veränderte Politikan-
sprüche haben bisher ein verändertes Wahlverhalten erzeugt. Werden diese Einstellun-
gen, Werthaltungen und politischen Orientierungen beibehalten und zu einem dauer-
haften Generationseffekt, und es kommt nicht zu einem Alterungseffekt, also einem
Wandel der politischen Zielvorstellungen und Ideale mit dem Durchlaufen der weiteren
Stationen im Lebenszyklus jenseits des fünfundvierzigsten Lebensjahres23, dann könnten
die GRÜNEN auch bei den Älteren in den zwanziger Jahren des nächsten Jahrhunderts
auf größere Resonanz stoßen.

21 Vgl. die marginalen Stimmenergebnisse der Partei DIE GRAUEN, und: Roth, D., Emmert, Th.: Wahlchancen bei
den Senioren. In: forum demographie und politik, 1993, 3, S. 137-155.

22 Ristau, M., Mackroth, P.: Latente Macht und neue Produktivität der Älteren. In: Aus Politik und Zeitgeschichte
B 44/93, S. 27 - 38.

23 Gluchowski, P., Mnich, P.: Alter, Generation und Parteipräferenzen. In: Aus Politik und Zeitgeschichte B 43/93,
S. 13-23.
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Das Einwohner-Prognosemodell SIKURS

Utz Lindemann

Das Prognosemodell SIKURS nimmt das Standardverfahren der Bevölkerungsfortschrei-
bung auf, indem es einen Bevölkerungsbestand zu einem Stichtag mit Wanderungen (Zu-
und Wegzüge), Geburten und Sterbefällen in die Zukunft fortschreibt. Voraussetzung
dazu ist, daß die erforderlichen Eingabedaten verfügbar und die Verhaltensparameter
quantifizierbar sind. Diese sind zu gewinnen, indem aus dem zurückliegenden Wande-
rungsgeschehen Annahmen für die Zukunft abgeleitet werden sowie nach dem generati-
ven Verhalten die Zahl der Geburten und nach der Sterbetafel die Zahl der Sterbefälle
ermittelt werden.

Die einzelnen Wanderungskomponenten verarbeitet das eingesetzte Verfahren strom-
orientiert, d.h. alle Ströme werden explizit vorgegeben oder berechnet. Dies geschieht
auf der Basis differenzierter demografischer Bevölkerungsstrukturen jeder einzelnen Ge-
bietseinheit in Zusammenhang mit gebietstypischen Verhaltensweisen, die in Form von
demografisch gegliederten Raten oder Quoten abgebildet werden.

Begriffe

Das Prognosemodell arbeitet mit verschiedenen räumlichen Gebietseinheiten und Ebe-
nen. Bei einer kleinräumig angelegten Prognose für eine Gemeinde ist folgende Eintei-
lung, wie sie in Stuttgart verwendet wird, zweckmäßig:

− Außenraum = gesamtes Gebiet außerhalb der Gemeinde
mit der Möglichkeit, weiter
zu gliedern nach

− Außentypen = räumliche Einheiten zur Aufbereitung der
   Wanderungsverflechtungen,
   in Stuttgart: 2 Außentypen

− Innenraum = Gemeinde
bei kleinräumiger Prognose weiter
zu gliedern nach

− Recheneinheiten = kleinste räumliche Einheit der Prognose,
   in Stuttgart: 145 Stadtviertel;
   synonym verwendeter Begriff:
   Gebietseinheiten

− Binnentypen = Zusammenfassung von Recheneinheiten zur
   Verteilung der Wanderungsströme,
   in Stuttgart: 6 Binnentypen;
   synonym verwendeter Begriff:
   Strukturtypen
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− Aussageeinheiten = Zusammenfassung von Recheneinheiten
   zur Darstellung und Veröffentlichung von
   Prognoseergebnissen,
   in Stuttgart: 23 Stadtbezirke.

Eingabedaten

Bei der vorliegenden Prognose ist die in die Prognoserechnung eingehende Bevölkerung
kleinräumig nach 100 Altersjahren, nach Geschlecht sowie nach Deutschen und Nicht-
deutschen gegliedert worden. Analog dazu werden die für die weiteren Berechnungen
benötigten Parameter zur Verfügung gestellt. Im einzelnen sind das

− jahrgangsspezifische Geburtenraten für Deutsche und Nichtdeutsche,

− die Relation von Knaben- zu Mädchengeburten,

− altersspezifische Sterberaten nach Geschlecht für Deutsche und Nichtdeutsche,

− altersspezifische Wegzugsraten nach Geschlecht für Deutsche und Nichtdeutsche.

Die Bezeichnung Raten bedeutet bei SIKURS immer die Zahl der beobachteten Fälle be-
zogen auf 1000 Einwohner gleichen Alters. Da für die Zuzüge kein Bezug zum Ein-
wohnerstand herzustellen ist, kann dieser Parameter nicht in Form einer Rate vorgegeben
werden. Hier werden demografische Quoten ermittelt, das heißt die Zahl de Zuzüge ins-
gesamt wird nach Altersjahren, Geschlecht, Deutschen und Nichtdeutschen aufgeteilt
und normiert, so daß die Summe aller Quoten den Wert 1 ergibt. In Verbindung mit der
ebenfalls vorzugebenden Zahl der Zuzüge insgesamt ergibt sich daraus die

− Zahl der Zuzüge nach Alter, Geschlecht und Staatsangehörigkeit.

Vor kleinräumiger Prognose Typisierung des Stadtgebiets

Für die Stadtentwicklungsplanung reicht ein Prognoseergebnis für die Stadt insgesamt
nicht aus. Hauptanwendung von SIKURS ist so auch die kleinräumige Prognose. Dazu
werden weitere Parameter und Vorarbeiten nötig. Wichtigste Vorarbeit ist eine Typisie-
rung der Gemeinde. Mit der Typisierung und der damit verbundenen Zusammenfassung
von Gebietseinheiten bzw. Recheneinheiten (wie Baublöcken, statistischen Bezirken,
Stadtvierteln usw.) zu sogenannten Strukturtypen werden zwei Ziele verfolgt:

• Reduzierung der Recheneinheiten auf signifikant differenzierbare Strukturtypen, um
eine ausreichende Basis für die Berechnung der Prognoseparameter zu gewinnen und
keine Scheingenauigkeit vorzutäuschen,

• Verringerung der Quell-/Zielbeziehungen der in die Prognose eingehenden Wande-
rungsströme.

Das Prognosemodell berechnet Binnenzugänge und Zuzüge von außen nach den vorge-
gebenen Parametern zunächst für Binnentypen. Von den Binnentypen erfolgt modellin-
tern eine gestufte Verteilung der Zugänge auf die Recheneinheiten. Zunächst wird die
durch Wanderungsabgänge und Sterbefälle geschaffene "Kapazität" wieder aufgefüllt;
reicht diese nicht aus, wird relativ zum Bestand weiter aufgefüllt. Diese Vorgehensweise
sollte bei der Bildung der Binnentypen berücksichtigt werden, das heißt es sollten mög-
lichst nur Recheneinheiten mit ähnlichem Wanderungsverhalten zusammengefaßt wer-
den.
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In Stuttgart sind die 145 Stadtviertel, die als kleinste räumliche Ebene (Recheneinheiten)
in die Prognose eingehen, mit Hilfe einer Clusteranalyse zu 6 Strukturtypen (Binnen-
typen) verdichtet worden.

Die Karte auf Seite 83 zeigt die räumliche Verteilung der Binnentypen im Stadtgebiet.
Die Stadtviertel (Recheneinheiten) sind den einzelnen Binnentypen zugeordnet worden,
wenn die Struktur der Bebauung oder die Zusammensetzung der Bevölkerung über-
wiegend folgende Kriterien erfüllt hat:

− Typ 1: Öffentlich geförderter Wohnungsbau,

− Typ 2: Ein-/Zweifamilienhäuser; Ausstattung gut,

− Typ 3: Geschoßwohnungsbau; Ausstattung einfach,

− Typ 4: Geschoßwohnungsbau; Ausstattung einfach, alte Menschen,

− Typ 5: Altbau; Ausstattung einfach, Ausländer,

− Typ 6: Ein-/Zweifamilienhäuser; Ausstattung einfach, alte Menschen.

Die Zugehörigkeit zu einem Binnentyp wird während des Prognosezeitraums nicht ver-
ändert.

Auf der Ebene der Binnentypen werden für jede Quell-/Zielbeziehung

− jahrgangsspezifische Umzugsraten nach Geschlecht für Deutsche und Nichtdeutsche

zur Verfügung gestellt.

Um kleinräumige Ergebnisse nicht zu verfälschen, ist es notwendig, die Standorte von
Heimen und Anstalten zu kennen - besonders wenn es Praxis ist, daß Personen an Adres-
sen gemeldet werden können, an denen sie gar nicht wohnen. Deshalb gibt es in SIKURS
die Möglichkeit, "Sonderbevölkerung" von den Prognoseberechnungen auszuschließen,
indem diese Bevölkerungsgruppen vor der Prognoseberechnung abgezogen und nach
der Prognoseberechnung unverändert wieder dazugezählt werden. Man unterstellt da-
bei, daß einerseits die Zahl der Personen gleich bleibt, da diese weitgehend von der Zahl
der Heimplätze abhängt und daß andererseits das Heim immer von Personen in ver-
gleichbarer demografischer Struktur bewohnt wird.

Besondere Berücksichtigung findet auch der Wohnungsbau. Aus der Stadtplanung ist
bekannt, in welchem Jahr und in welcher Gebietseinheit welche Art von Wohnungen
voraussichtlich bezugsfähig werden sollen. Aus dieser sogenannten Zeitstufenliste kann
die Zahl der Personen ermittelt werden, die in Neubaugebiete einziehen wird. Aus der
Statistik kann parallel dazu die demografische Struktur von Neubaubeziehern abgeleitet
werden, so daß analog zum Zuzug die

− Zahl der Neubaubezieher nach Alter, Geschlecht und Staatsangehörigkeit

kleinräumig zur Verfügung steht.

Die Berücksichtigung der "Sonderbevölkerung" und der Neubautätigkeit erschwert zwar
die Datenaufbereitung, verbessert aber die Qualität der kleinräumigen Progno-
seergebnisse erheblich.
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Prognoseversion

Die Grafik auf Seite 85 zeigt in vereinfachter Form das Prognosemodell SIKURS und die
für die gewählte Prognoseversion nötigen Eingabeparameter im Zusammenhang.

Alle Prognoseberechnungen erfolgen auf der Ebene der 145 Stadtviertel (Rechenein-
heiten). Wanderungsverflechtungen werden auf der Ebene der Binnentypen verarbeitet
und systemintern auf die Recheneinheiten verteilt. Aussageeinheiten sind in Stuttgart
zunächst die 23 Stadtbezirke. Darüber hinaus können Ergebnisse für beliebige Aussage-
einheiten auf der Basis der Recheneinheiten ermittelt werden. Die Aussageeinheiten soll-
ten eine Mindestgröße von 8000 Einwohnern haben.

Um die Außenwanderungen zu verarbeiten, sind Außentypen angelegt worden; Au-
ßentyp 1 ist die gesamte Bundesrepublik außer Stuttgart, Außentyp 2 ist das gesamte
Ausland. Diese Unterscheidung wurde vorgenommen, um die unterschiedliche und sich
unterschiedlich entwickelnde Altersstruktur zwischen Zuzügen aus dem Inland und Zu-
zügen aus dem Ausland abbilden zu können.

Das Prognoseprogramm selbst erledigt alle Rechenschritte, die im Innenfeld der Grafik
dargestellt sind. Die außen angeordneten Eingabedateien müssen vom Anwender mit
selbst zu erstellenden Programmen aufgebaut und im festgelegten Format bereitgestellt
werden. In Stuttgart sind die Eingabeparameter zu den Bevölkerungsbewegungen aus
den kommunalen Statistikbestands- und Bewegungsdateien des landeseinheitlichen Ver-
fahrens LEWIS gewonnen worden. In einem ersten Schritt sind die Einzeldaten auf der
räumlichen Ebene der Recheneinheiten zu Aggregatdateien mit den Merkmalen Alter,
Geschlecht und Staatsangehörigkeit verdichtet worden. Im zweiten Schritt sind aus den
Aggregatdateien die benötigten Raten und Quoten berechnet worden.
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Tabellen und Alterspyramiden für die Stadtbezirke

Seite

Stuttgart-Mitte 92

Stuttgart-Nord 94

Stuttgart-Ost 96

Stuttgart-Süd 98

Stuttgart-West 100

Bad Cannstatt 102

Birkach 104

Botnang 106

Degerloch 108

Feuerbach 110

Hedelfingen 112

Möhringen 114

Mühlhausen 116

Münster 118

Obertürkheim 120

Plieningen 122

Sillenbuch 124

Stammheim 126

Untertürkheim 128

Vaihingen 130

Wangen 132

Weilimdorf 134

Zuffenhausen 136
































































































